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HAU PTRESU LTATE D ER ABSTI M M U NGSANALYSE
VOM 30. NOVEMBER 2OOB

4m30. November200SstimmtedasSchweizerStimmvotküberfünf Vortagen-vierlnitiativen
und ein Gesetz - ab. Mit Ausnahme der Unverjährbarkeitsinitiative wurden al.Le Votksbegeh-
ren abgelehnt, während die Revision des Betäubungsmittelgesetzes angenommen wurde.

Die <Lokomotive>> unter den Vorlagen war die AHV-lnitiative. lhrwurde von den Befragten
eine überdurchschnittlich hohe persönliche wie auch nationa[e Bedeutung zugemessen.
Die rest[ichen vorLagen hingegen stuften die stimmberechtigten - gemessen am Durch-
schnittswert für die Jahre 1993-2003 - als wenig wichiig ein.

Die Unverjährbarkeitsinitiative

Wie aufgrund des begrenzten parteipoLitischen Engagements nicht anders zu erwarten war,
spielten potitische ldentif ikationsmerkmale nur eine marginate Rol.Le beim Stimmverhatten.
Deutl.ich wichtiger war das subjektive Gefühl. der Betroffenheit von der Vorlage: Wen dieses
Abstimmungsthema stark bewegte und beschäftigte, der Legte mit grosserWahrscheintich-
keit ein Ja in die Urne.

Der Argumententest of fenbart zudem, dass sich die Ja-Stimmenden der Mänget, wetche die
lnitiativgegnerschaft dem Begehren vorwarf, durchaus bewusst waren. So zeigte sich eine
deutl.iche Mehrheit von ihnen damit einverstanden, dass der lnitiativtext unk[are Formu-
Lierungen aufweise, die der Rechtssicherheit abträgl.ich seien. Gl.eichwohI stimmten diese
Stimmbürger und Stimmbürgerinnen Ja, weiI sie Missbrauch an Kindern offenbar für eine
derart schwere Straftat ansahen, dass so gut wie alles getan werden müsse, um die Täter-
Innen verurtei[en zu können.

Die AHV-lnitiative

Von den gese[[schaftLichen Merkmalen übten vor altem zwei Faktoren einen starken Ein-
fluss auf den Stimmentscheid aus: Das A[ter und die Sprachzugehörigkeit. Wie so oft bei
sozialpotitischen Vortagen, ktaffte auch bei derAHV-lnitiative der<Röstigraben> weit ausei-
nander. Erheblichen Einfluss auf das Stimmergebnis hatte jedoch auch das Al.ter. Wer kurz
vor der Pensionierung steht, stimmte der lnitiative deutlich stärker zu aLs diejenigen, für
wetche eine Frühpensionierung noch kein Thema bzw. keines mehr ist. Von den pol.itischen
Merkmaten waren die ideotogische Setbsteinstufung auf der Links-Rechts-Achse sowie die
Einstetlung zur Frage nach mehr Staat bzw. mehr Markt wichtig.

Die ablehnende Mehrheit nannte als Grund für ihren Stimmentscheid meist ökonomische

Argumente, sei es, dass die zusätztiche Belastung für die AHV oder die VoIkswirtschaft
zu gross sei, oder sei es, dass die demographische Entwicktung einen Ausbau der AHV-

Leistungen nicht zutasse.

Der Argumententest machte deuttich, dass sich viete Stimmbürgerlnnen in einem Ditem-

ma befanden. Mit den Anliegen der lnitiative zeigte sich eine Mehrheit der Stimmenden

im Grundsatz einverstanden. So pftichteten beispielsweise 67 Prozent dem Argument bei,

wonach die Ftexibitisierung des RentenaLters überfätl.ig sei. Dieses Argument hat jedoch

vergteichsweise wenige davon überzeugt, ein Ja zum Begehren einzuLegen. Denn für vie[e

war die finanziette Sicherheit der AHV wichtiger: Wer diese durch die lnitiativforderungen
gefährdet sah, gewichtete diesen Aspekt stark und Legte in der FoLge ein Nein in die Urne.

Die Verbandsbeschwerderechtsinitiative

Dre lnitiative zur Einschränkung des Verbandsbeschwerderechtes wurde von einer Gruppe

um Doris Fia[a, der damaLigen Präsidentin der Zürcher FDP, eingereicht. Es war die erste
nationa[e Vol.ksinitiative der FDP. Dennoch war die Partei intern gespalten. Dies schtug sich

auch im Stimmverhatten ihrer Parteianhängerschaft nieder. ln unserem Sample Legte bloss
eine knappe Mehrheit ein Ja in die Urne. Bemerkenswert ist zudem, dass die Gegnerschaft
der lnitiative, insbesondere Sympathisantlnnen der Grünen und der GrünLiberalen, ihr eine

markant höhere nationa[e Bedeutung zumass aLs etwa die FDP-Anhängerschaft, aus de-
ren Reihen das Begehren stammte. Und je wichtiger man die Vortage einstufte, desto eher
lehnte man sie ab.

Sodann stetten wir eine vergteichsweise tiefe Vortagenkenntnis fest. Ein DritteI der Teilneh-
menden konnte keine materietle Antwort auf die Frage nach dem lnhatt derVortage geben.

20 Prozent der Ja-Stimmenden und 9 Prozent der Nein-Stimmenden votierten ausserdem
entgegen ihren eigenttichen Absichten, in der Bilanz heben sich beide Effekte aber gegen-

seitig auf. 0ffenbar war eine beträchitiche Zahl. der Stimmenden vom lnhatt der Vorlage
überfordert.

Die Hanfinitiative und die Revision des Betäubungsmittetgesetzes lBetmGl

Die Konftiktkonfiguration im VorfeLd der Abstimmung über die beiden drogenpotitischen
Vorlagen war höchst unüblich. Die davon möglicherweise ausgetöste Konfusion manifes-
tierte sich zumindest teitweise im Stimmverha[ten. Dieses weist nämLich zu beiden Vortagen

eine vergLeichsweise geringe Parolenkonformität auf. Die Hanfinitiative polarisierte dabei

stärker aLs die Revision des Betäubungsmittetgesetzes: Wer sich Links von der Mitte ein-
stufte, nahm die LegaLisierung des Cannabiskonsums mehrheittich an, wer sich in der Mitte
oder rechts davon verortete, [ehnte dieses AnLiegen deut[ich ab.
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Die lnhatte des Betäubungsmrttetgesetzes waren den Stimmenden zudem merklich weniger
bekannt aLs die Forderungen der Hanfinitiative. Wer aber schtecht informiert war, nergte
eher dazu, das neue Betäubungsmittelgesetz abzutehnen. Die Vortagenkenntnis ist gar der
erk[ärungskräftigste Prädiktor des stimmverhattens zum BetäubungsmitteLgesetz.

Der Argumententest offenbart, dass die unterlegenen lnitiativbefürworterlnnen nicht not-
wendigerweise die weniger überzeugenden Argumente vorbrachten. lndes, sie f[ossen mit
einer geringeren Gewichtung in das Entscheidkatkü[ ein. Das geht vor atlem aus dem fo[-
genden Befund hervor:21 Prozenl derStimmenden sind einerseits derAnsicht, derJugend-
schutz könne nur mit Verboten gewährteistet werden. Andererseits hatten sie das heutige
Verbot von Konsum und HandeI von Hanf gleichzeitig für wirkungstos. Diese Stimmenden
mit einer offensichtLich ambiva[enten Hal.tung entschieden sich LetztLich grossmehrheittich,
die vorlage abzutehnen 176o/o). Kurz, man war im ZweifeLsf al.l.e f ür den status euo,

TabetLe 1: Abstimmungsergebnisse für die Schweiz und nach Kantonen, in Prozent der
Stimmenden

o n

()o

7

31 36.8 68Schweiz 1.6.9 51.9 11.4

43.3 72.3ZH 52.0 54.4 38.8 38.2

39.0 69.3BE 4l.l 48.7 39.0 29.7

70.5LU 48.1 50.9 3 5.5 3 6.6 35.8

64.2UR 38.9 55.1 38.8 3 6.8 35.9

s7 46.3 57.8 33.0 42.4 aa I 6 t.J

OW 1+7.5 50.0 31.4 41.6 aa 1 6/+.3

NW 46.1+ 30.7 47.4 32.0 70.1

GL 40.4 51+.4 40.2 37.5 3 6.5 65.3

LA 50.0 50.7 32.0 3 6.6 3 5.8 71.9

FR 48.1 5 5.0 47.1 zo.4 30.3 66.1

SO 45.2 54.0 39.2 31.4 3 t.6 69.6

BS 51.1 54.5 46.5 24.1 44.7 7 6.2

BL 47.5 54.0 40.2 29.2 36.4 74.0

SH 60.8 E? O 1+1 ./+ 3t.t 40.6 6 5.6

AR 1+8.8 51.9 34.8 33.3 37.0 67.9

AI 39.4 46.8 25.1 31.1 33.0 61. t

SG tr?.3 57.5 37.6 37.9 anE 67.7

GR 41.7 at o 32.2 aoa 70.2

AG /+5.7 54.1+ 37.3 3 t.t 37.1 69.3

TG tE o 54.3 34.0 33.0 33.9 64.5

TI 40.1 E1 a 59.7 33.6 33.6 63.0

VD 51.0 39.9 48.8 28.8 5 6.8

VS 57./+ 5 6.5 46.3 40.1 29.4 60.6

NE L6.O 1+l+.8 50.0 nal 28.5 64.4

GE 43.3 51.1 29.6 37.9 74.0

JU 48.8 52.1+ 59.9 27.7 61+.3

Quetle: http//www.admin.ch [Stand 1 5.1.09]
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DIE BEDEUTUNG DER VORLAGEN, DIE BETEILIGUNG
UND DIE MEINUNGSBILDUNG

Die Bedeutung der Vortagen

Die Bedeutung derVorlagen konnten die Befragten sowohLfür sich seLbst wie auch für das
Land auf einer Skala zwischen 0 und 10 einordnen. TabelLe 1.1. zeigI, dass die AHV-lnitiative
das <Zugpferd>> unter den Vorlagen des Urnengangs vom 30. November 2008 war: lhrwurde
von a[[en Vorlagen die höchste persönliche wie auch nationa[e Bedeutung zugemessen. Die
AHV-lnitiative bLieb den Befragten ausserdem auch am stärksten in Erinnerung.

lnsgesami wurde jedoch - in den Augen der Befragten - über vergLeichsweise wenig be-
deutsame Vorlagen abgestimmt. Denn einzig die AHV-lnitiative übertraf die durchschnittLi-
chen Bedeutungswerte für die Jahre 1993 bis 2003. Die anderen Vortagen hingegen erzieL-
ien unterdurchschnitttiche Werte.

Tabel.te 1.1: Wahrnehmung der Bedeutung derVorlage f ür das Land und für sich selbst

Die Meinungsbitdung - Entscheidschwierigkeit, Zeitpunkt des Stimmentscheids und
Mediennutzung

Der lnformationsverarbeitungsprozess ist ein komptexes Amalgam von unterschiedtichsten
ELementen. Eines davon ist die Rezeption von Kampagnenbotschaften. Nur wer lnformati-
onen aufnimmt, vermag auch einen mit seinen Prädispositionen und Präferenzen überein-
stimmenden Entscheid zu fä[ten. Die AHV-lnitiative nun war die in der MedienöffentLichkeit
sichtbarste Vorlage. Über sie wussten die Strmmenden foLgerichtig auch am besten Be-
scheid und der Entscheid fie[ ihnen zu dieserVorlage auch am leichtesten. Ebenfatls wenig

Mühe bereitete die Hanfinitiative, deren lnhatt auch eine vergteichsweise geringe materi-
e[[e Komptexität aufwies. Eher schwer fiet den Stimmenden hingegen der Entschtuss zur

Verbandsbeschwerderechtsinitiative und zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes. Wie

die Motivanalyse zeigen wird, waren Verwechstungen, Weiss-nicht-Antworten und sonstige

inhattsferne Begründungen bei diesen beiden Vorlagen überdurchschniitLich häufig.

Mit den Abstimmungsthemen des Urnengangs vom 30. November 2008 war die StimmbÜr-

gerschaf t - mit Ausnahme der AHV - eher wenig vertraut. Die Vorlagen tangrerten Themen,

die dem Stimmvotk setten bzw. gar nie zur Abstimmung vorgelegt wurden oder die nicht

aufgrund von festen und teicht aktivierbaren EinsteLLungen bewertet werden können [wie

etwa ausLänder- oder europapotitische Fragen). Deshatb darf es auch nicht verwundern,

dass sich die Stimmbürgerschaft zu atten Vortagen vergleichsweise spät entschied.

Tabelte 1.2: Schwierigkeit bei der Meinungsbitdung und Entscheidungszeitpunkt
(in Prozentl Nur Teitnehmende

o ()

o

4Unverjährbarkeitsinitiative 66 31

AHV- lnitiative 76 2

1tr 7Ve rb a n dsb e sc hwe rde re ch tsi n it iative qo

Hanf initiative 69 27 4

59 2E 6Anderung des Betäubungsmittetgesetzes

29 5Durchschnitt 2000-2005t 66Unverjährbarkeitsinitiative 41 6.5 4.9

AHV-lnitiative 65 7.5 6.0

Ve rb a n d sbesc hwe rd e re cht s in it iat ive 37 6.6 4.5

Hanfinitiative 57 6.3 4.5

Anderung des Betäubunqsmittetqesetzes 44 6.6 4.5

Durchschnitt 1993-2003 6.t 5.2

I Die Werte beschreiben das arithmetische Mittet der Einschätzung durch die Stimmberechtigten
Atle Befragten konnten die Bedeutung auf einer Skata von 0 bis 10 angeben. 0 steht für <bedeu-
tungstos> und 10 für <von sehr grosser Bedeutung).

@ IPZ/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.

l3 36 'laU nverj ä h rba r ke it si n i ti ative

AHV- Initiative 28 .E

Verbandsbeschwerderechtsinrtiative 1a 36 38

34 38Hanf in itiative 28

Anderunq des Betäubungsmittetgesetzes 25 37 38

Durchschnitt 2000-2005t 10

@ IPZlgfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
rDurchschnittfürdie6SVorlagenzwischenl2.März2000und27.November2005.DieWertewurden

nur für Teilnehmende berechnet.
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INITIATIVE <FÜR DIE UNVERJAHRBARKEIT PORNOGRA-
FISCHER STRAFTATEN AN KINDERN>

Die Ausgangslage

Die Volksinitiative <für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern> wurde
am 1. März 2006 von der Vereinigung <Marche Blanche>, einem von Eltern gegründeten Verein
gegen Pädophitie, mit 119'375 güttigen Unterschriften bei der BundeskanzLei eingereicht. Die

lnitiative hatte zum Ziet, die Unverjährbarkeit sexuelter oder pornografischer Straftaten an Kin-
dern vor der Pubertät und deren Strafvotlzug in der Verfassung zu verankern. Bundesrat und
Par[ament empfahten die Votksinitiative zur Abtehnung, da sie sie aIs nicht taugtiches Mittet / \t

erachteten, um Sexualstraftaten an Kindern wirksam zu bekämpfen. Ein indirekter Gegenvor-
schlag wurde unterbreitet, mit dem die Verjährungsfrist erst mit der Votl.jährigkeit des 0pfers
zu Laufen beginnen soLlte, um so den Opfern mehr Zeit zu geben, eine Strafanzeige einzureichen.

Drei Aspekte sind bei der Unveriährbarkeitsinitiative bemerkenswert: Erstens entsprang die
lnitiative wie bereits die Verwahrungsinitiative nicht einer Partei oder einem lnteressenverband,
sondern einer zivitgesettschaftLichen KLeinstgruppierung. Zweitens fand ein auffäLtig Lauer Ab-
stimmungskampf statt. Ein parteipolitisches Engagement war nicht zu verzeichnen, und auch
die Medienberichterstattung über die Votksinitiative hiett sich in Grenzen. Drittens wurde die
lnitiative angenommen, was nur etwa jeder zehnten VoIksinitiative getingt. Diese Annahme ist
auch bemerkenswert aufgrund der breiten Ablehnung der Initiative durch die Parteien. Nur die
SVP und die EDU hatten eine Ja-Parole beschlossen, aLlerdings ohne sich in einer Kampagne zu

engagieren, und sogar der Kinderschutz Schweiz hatte sich gegen die lnitiative ausgesprochen.

Das Abstimmungsprofil

Wte das begrenzte parteipotitische Engagement im VorfeLd der Abstimmung über die Un-
verjährbarkeitsinitiative schon vermuten [ässt, hatte die Parteisympathie keinen signifikan-
ten Einfluss auf das Abstimmungsverhatten. Trotz der Ja-ParoLen der SVP und EDU weicht
das Stimmverhalten der Parteianhängerschaften dieser Parteien nicht von jenem der ande-
ren Parteianhängerschaften ab: Sie stimmten nicht signifikant stärker für die Vortage aIs die
Anhängerschaften der anderen Parteien, die die Nein-ParoLe herausgegeben hatten. Es gibt
jedoch statistisch signifikante Unterschiede je nach ideotogischer Setbsteinschätzung: Per-
sonen, die sich seIber eher in der Mitte oder auf der rechten Seite des potitischen Spektrums
sehen, haben stärker f ür die Vorlage gestimmt ats dielenigen, die sich Links der Mitte einstufen.
Ebenso votierten Personen mit einer stark ausgeprägten Law and order-Mentatität mehrheit-
tich fLir das Begehren.

Grösseren Einftuss a[s drese potitischen Merkmale hatten gesellschaf ttiche MerkmaLe wie das
Atter und die Bildung. Stimmende mittleren Alters, sprich zwischen 30 und 49 Jahren, stimm-
ten eher für die Vortage aLs jüngere oder ä[tere TeiLnehmende. Personen mit einem hohen

formaLen Bitdungsniveau stimmten hingegen weniger zahlreich ftir die Vortage als Personen

mrt mittlerem (respektive tiefem) Bitdungsniveau.
Ein starker Zusammenhang ergibt sich ausserdem zwischen dem Gefüht der Betroffenheit
und dem Entscheid: Je höher die selbst referierte persöntiche wie auch national'e Bedeutung

derVortage, desto eherwurde ihrzugestimmt. Zu vermuten ist, dass insbesondere ELtern von

minderjährigen Kindern sich von der Vorlage betrof fen f ühlten und grossmehrheittich ein Ja

einlegten. A[Lerdings kann diese Hypothese nicht geprüft werden. Sie wird einzig durch den

Umstand Iindirekt) gestützt, dass es die Alterskohorte der 40-49-jährigen waT - und diese

kommt neben den 30-39-jährigen am ehesten in Frage a[s Eltern von minderjährigen Kindern

- die von allen Altersgruppen am stärksten für das Begehren votierten.

Tabel.te 2.1 : Unverjährbarkeitsinitiative - Stimmverhatten nach gesetlschaftLichen und
politischen Merkmalen

Merkmate/Kategorien lgewichtetl % Ja lnl Cramers V

Totat VOX (qewichtetl s2 [4801

Alter 18i*
18-29 lLTl I/,91

30-39 157) l|e)
40-49 6e t87l

50-59 s2l102l
60*69 42 1118)

70 pLus s1 [761

Bitdung ,25rr *

Hoch 4L 1310)

MitteI 71 1139)

Tief 161) t31l

Pärteisympathie n,s,

SP 45176]'

CVP t63) t41l

FDP 56 {63}

SVP 5e {781

Grüne {34) t38l

Keine Parteiaffinität 60 t62)

Einordnung auf der Links/Rechts-Achse 16*

Linksaussen 3e {651

Links 45 IeTl

Mitte s9 [1 50]

Rechts 60 te1)

Rechtsaussen 50 {601

Persöntiche Bedeutung .36+r+

Hoc h 71 1167)

Mittet /,0 1147)

Tief 28 (eOl

@ IPZ/qfs.bern: VOX-AnaLyse der eidqenössischen Absttmmunq vom 30. November 2008.
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Die Entscheidmotive

Der wichtigste Grund für die Annahme der Initiative war die Schwere der Tat: SexuaLstraf-
taten an Kindern werden als <abscheutiche Verbrechen> wahrgenommen, deren 0pfer se[-
ber l.ebenstängtich Leiden. 41 Prozent der Ja-Stimmenden nannten dieses Motiv ats erstes,
insgesamt wurde es von mehr aLs 50 Prozent der Befürworterinnen genannt. Danach fotgt
das Argument, dass es in Anbetracht der spezifischen Deliktform eine Längere Zeit zur An-
zeigeerstaitung bräuchte. Für ein Vierte[ der Ja-Stimmenden war dies das primäre Movens,
insgesamt nannten es 42 Prozent. Neben atlgemeinen positiven Ausserungen zur lnitiative
wurde auch das Motiv <mehr Repression, härtere Strafen und höhere Abschreckungswir-
kung> genannt. Insgesamt steht es an dritter SteL[e und wird von 22Prozenl der Befürwor-
terlnnen angeführt. Den EmpfehLungen von Bundesrat und Parteien wurde - wie es schon
die Ausgangs[age erwarten Lässt - nach eigenen Angaben nur vereinzeLt gefotgt, was auf

eine von ELitensignaLen relativ unabhängige MeinungsbiLdung schLiessen [ässt.

Tabel.te 2.2: Unverjährbarkeitsinitiative - Motive der Stimmenden (mehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid
lgewichtetl

Erstnennungen
in % lnl

Totalnennungen
in % lnl.

JA-Stimmende

Schwere der Tat, <Lebenstanq> für 0pfer 41 1104) 51 [1 28]

Länqere Verarbeitunqszeit 25 {63) 42 11071

Attgemein positive Ausserunqen 13 {341 1e ls0l

Repression und Abschreckung 11 129) 22154]'

0pfer-/Kinderschutz 6 114l 13 t32l

Anderes 1 t3) 3 l6l

Empfehtunqen {Bundesrat, Parteienl 1 l2l 1 12)

TotaI inhatttiche Nennungen 98 [21,9) r s1 [3791

Weiss nicht / keine Antwort / Nein 2 16) 72 1183)

TotaI 1 00 {2551 223 1562]'

NEIN-Stimmende

U nverhä[tn ismä ssig keit 24155) 36 t81)

Unktare Erfolqsaussichten/schwieriqe Beweisf ührunq 20 I43l 31 l6e)

Indirekter GeqenvorschLaq qenüqt 16 {36) 22 l4el

UnkLare Formutierunq 15 t33l 2t l48l

AtLgemein negative Ausserungen 11 126) 1s [36]

Anderes 3 {81 6 {141

Empfeh[unqen {Bundesrat, Famitie, Juristen] s t12l e tlel

TotaI inhatttiche Nennunqen 94 1213]. 140 [316]

Weiss nicht / keine Antwort 6 (131 74 11 67)

TotaI 100 12261 214 
,483]'

" Es waren mehrere Antworten mög[ich. WeiI Mehrfachnennungen möglich waren, steigt das TotaI
der Prozente auf über 100 an.

o IPZlgfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.

Bei den Nein-Motiven standen die Unverhältnismässigkeit der lnitiativforderung sowie die un-

kfaren Erfotgsaussichten einer späteren Strafverfotgung im Vordergrund:24 Prozent nannten

die Unverhältnismässigkeit als ersten Grund,20 Prozent die schwierige Beweisführung. Auch

der von Bundesrat und Parlament vorgelegte indirekte Gegenvorschlag sowie die diskutierte

Kritik an der Votksinitiative spielten eine RoIte beim Nein-Entscheid: lnsgesamt wurden der

Gegenvorschtag und die unklare Formu[ierung derVorlagevon 22 respektive 21 Prozent a[s

eines der Nein-Motive angeführt. Auf der Gegenseite foLgten mehr Personen den Empfehlun-
gen von Dritten ats auf der Befürworterseite: lnsbesondere dem Bundesrat und dem Parta-
ment, aber auch Juristen/innen und FamiLienangehörigen wurde Gehör geschenkt.

Pro- und Kontra-Argumente

Dasjenige Pro-Argument, welches am meisten Unterstützung von Seiten der Befragten
erfuhr, [autete, dass die Unverjährbarkeit nötig sei, weiI die 0pfer von Missbrauchsdetik-
ten erst nach Jahrzehnten über die Tat sprechen könnten, Diesem Argument pflichteten
70 Prozent aLter Stimmenden bei, sowie 96 Prozent der Ja-Stimmenden und 41 Prozent

der Nein-Stimmenden. Ahntich grosse Zustimmung fand auch die Ansicht, dass sexuelter
Missbrauch von Kindern eine so schwere Straftat sei, dass sie nie verjähren dürfe. Hiermit
erkLärten sich mehr als zwei Drittel der TeiInehmenden einverstanden, während der Zu-

stimmungsanteit bei den Ja-Stimmenden 97 Prozent und bei den Nein-Stimmenden immer
noch mehr ats ein Drittelausmachte.
Die Wirkung der Vorlage auf den Schutz von Kindern vor Sexua[straftaten bLieb dagegen

umstritten: Nur 40 Prozent der Stimmenden erk[ärten sich damit einverstanden, dass die

lnitiative - einmaLumgesetzt - eine abschreckende Wirkung entfaLten würde. SeLbst die Be-

fürworterlnnen der Vorlage glaubten diesem Statement nicht uneingeschränkt: 38 Prozent

von lhnen bewerteten dre Abschreckungswirkung skeptisch. Bei den Gegnerlnnen der lnitia-
tive beträgt dieser AnteiI gar 78 Prozent. Kurz, die Stimmenden hatten wenig Hoff nung, dass

mit Annahme der lnitiative der Kindesmissbrauch substantie[[ zurückgehen würde, aber
sie betrachteten Sexuatstraftaten an Kindern häufig aLs derart schwere Verbrechen, dass
jegl.iche Massnahmen bef ürwortet werden, wetche die Täterlnnen zur Rechenschaft zieht.
lnsgesamt zeichnen sich die Pro-Argumente durch eine hohe VerhaLtenskonsistenz aus:Wer
sich mit ihnen einverstanden erklärte, stimmte in ca. drei VierteLn aLter FätLe für die Vortage.

Anders sieht dies bei den Kontra-Argumenten aus: Zwar erhreLt die Kritik, dass der lnitia-
tivtext zu vrete unklare FormuLierungen enthiette, den breitesten Sukkurs a[[er Argumente

- drei VierteI aLter Stimmenden erk[ärten sich damit einverstanden - , die VerhaLtenskon-
sistenz beträgt hier jedoch nur etwas mehr ats 50 Prozent, d.h. nur jeder Zweite, der mit
diesem Argument einverstanden war, stimmte auch gegen die lnitiative. Diejenigen, die sich
trotz der eingestandenen MängeIder lnitiative zu einem Ja entschlossen, waren mögLicher-
weise der Ansicht, dass setbst ein[e) zusätztich überführte(r] Sexualstraftäterln die Annah-
me des Begehrens wert sei.

Höhere Konsistenz zeigt das Argument, wonach die lnitiative wegen der schwierigen Be-
weisführung bei [ange zurückliegenden MissbrauchsfäLlen gar eine unbeabsichtigte, kon-
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traproduktive Wirkung entfa[ten könnte. Hiermit waren drei VierteL der Nein-Stimmenden,
aber nur etwas mehr aLs ein DritteI der Ja-Stimmenden und insgesamt eine knappe Mehr-
heit der TeiLnehmenden einverstanden. Die Verhaltenskonsistenz Liegt hier bei zwei Dritteln.
Die UnverhäLtnismässigkeit der GLeichsetzung von Kindsmissbrauch mit Völkermord aLs

bisher einzigem unverjährbarem DeLikt fand keine aLLgemeine Zustimmung bei den Stim-
menden, und auch nur 59 Prozent der Gegnerlnnen erktärten sich damit einverstanden.
Wer dies tat, stimmte zu 5B Prozent gegen die Vortage. Bei den Ja-stimmenden machten 3B

Prozent ein solches Zugeständnis an die Vortagengegnerlnnen, [iessen sich davon jedoch
nicht davon überzeugen, die Vortage abzutehnen.

Tabette 2.3: Unverjährbarkeitsinitiative - Anktang der Pro-Argumente bei den Stimmen-
den in Prozent

Pro-Argumente

INITIATIVE <FÜR EIN FLEXIBLES AHV-ALTER>

Die Ausgangstage

Durch die Votksinitiative <Für ein ftexib[es AHV-ALter> sotlte es Personen mit einem Ein-

kommen unter'l '19'340 CHF ermögLicht werden, ab 62 Jahren mit einer [ebensLang unge-

kürzten Rente der ersten Säu[e die Arbeitstätigkeit aufzugeben. Heute können Frauen mit

62 Jahren und Männer mit 63 Jahren bei geringerer Rente frühzeitig in den Ruhestand tre-
ten. Die lniiiative wurde vom Schweizerischen Gewerkschafisbund eingereicht. Entspre-

chend unterstützten die SP und die Grünen das Begehren. Die Ja-Parote wurde auch von

EVP und CSP herausqeqeben, atle anderen Parteien lehnten die Initiative ab.

Die Wahrnehmung

Ein GrossteiI der Stimmenden war in der Lage, mit der FlexibiIisierung des AHV-Atters das

HauptanIiegen der VorLage zu nennen [41%]. Weitere 24 Prozenl gaben an, die lnitiative er-

mögl.iche eine Frühpensionierung, was angesichts des Dreisäulensystems der Altersvorsor-
ge nicht ganz korrekt ist. Jeder Fünfte nahm an, durch die lnitiative werde das AHV-Atter

herabgesetzt. Von diesen 20 Prozent [ehnten denn auch T2Prozenl die Vorlage ab. Das ist ein

erster Hinweis für ein übLiches Abstimmungsmuster bei VoLksinitiativen: Bei Unsicherheit,

verursacht durch geringe Kenntnis derVorLage, wird eine Initiative tendenzieIL eher abgeLehnt.

Tabetl.e 3.1: AHV-lnitiative: Wahrnehmung der lnhatte Inur Erstnennungenl

Wahrnehmung lgewichtetl Total
in % lnl

Nennungen der
Teilnehmenden

in % lnl

Nennungen der
Nichtteilnehmende n

in % lnl

Flexibles AHV-Atter 36 [360] 41 I1e2) 32 {1 68}

AHV-ALter wird herabgesetzt 21 1208) 20 {e3} 22 1114].

Frühpensionierung mög[ich 16 [158] 24 1111) e lLTl

Anderes e {8sl 10 145) 8 {401

Weiss nicht 19 {1831 5 {2sl 30 {1s81

TotaI 1 00 1994) 1 00 (4661 1 00 (s271

o IPZ/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.

Das Profit der Stimmenden

Zwei soziodemographische Merkma[e beeinftussten das Stimmverhatten massgebl.ich -
das ALter und die Sprachregion. Der Einfluss des Atters ist aILerdings nicht Iinear: Zunächst
nimmt mit steigendem Alter die Unterstützung für die lnitiative zu. Die 50-59-jährigen, aLso

diejenigen, die kurz vor der Pensionierung stehen, nahmen die lnitiative sogar mit einer

Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weiss
nicht, k.A.

Konsis-
tenz

<Die Unverjährbarkeit von Sexua[-
straftaten an Kindern sorgt dafür, dass
weniger Kinder missbraucht werden.>

Stimmende 1r0 57 3

Ja 58 38 4

Nein 19 78 3

<SexueL[ missbrauchte Kinder können
oft erst Jahrzehnte nach dem Miss-
brauch mit anderen Leuten darüber
sprechen. Deshatb ist es wichtig, dass
soLche Straftaten nie verjähren.>

Stimmende 70 .E
5 72

Ja 96 2 2

Nein 41 /+9 10

<Der sexuette Missbrauch von Kindern
ist eine so schwere Straftat, dass sie nre

verjähren darf.>

Stimmende 68 26 6 75

Ja 97 1 2

Nein .E 10

Ko nt ra -Arg u me nte Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weiss
nicht, k.A.

Konsis-
tenz

<Die lnitiative ist kontraproduktiv. Die

schwierige Beweisführung - speziet[
bei [ange vergangenen Sexuatstraftaten
- könnte zu vieten ungerechtfertigten
Freisprüchen führen.>

Stimmende 54 37 9 66

Ja 35 56 9

Nein 74 16 10

<Es ist unverhältnismässig, wenn
sexuetler Missbrauch von Kindern mit
Vötkermord, dem bisher einzigen unver-
jährbaren Detikt, g[eichgesetzt wird.>

Stimmende 48 43 I 58

Ja 38 56 6

Nein 59 28 13

<Der vorgeschtagene lnitiativtext enthä[t
vie[e unklare FormuLierungen. lm
Strafrecht braucht es aber Ktarheit, um

Rechtssicherheit zu haben.>

Stimmende 76 13 11 54

Ja 68 19 1a

Nein 86 6 I

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispie[:40% a[[er Stimmenden pflichteten dem ersten
Argument hei,57ok [ehnten es ab und 3% konnten sich nicht entscheiden oder gaben keine Antwort
n = Gesamtheit der materie[[ Stimmenden = 480 [gewichtetl.
" Verhattenskonsistenz Iiegt dann vor, wenn mögIichstvie[e, die sich mit einem Pro-Argument

Iresp. Kontra-Argument) einverstanden erklären, auch tatsächtich.ja Iresp, nein] stimmen.
q IPZ/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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Mehrheit von 57 Prozent an. Danach fa[[en die Zustimmungswerte jedoch wieder ab - und
zwar drastisch: Die über 60-jährigen [ehnten die lnitiative mit 66 Prozent Nein-stimmen
ab und dte über 70-jährigen verwarfen das Begehren gar mit 73 Prozent Nein-Stimmen.
Dieses eigentÜmLiche Stimmverhatten kann mit den unterschiedtichen lnteressenLagen der
verschiedenen Attersgruppen erklärt werden. So wird die FLexibiLisierung des Rentenalters
von derjenigen Altersgruppe am stärksten angenommen, die davon in absehbarer Zeit pro-
fttieren könnte. Abgel.ehnt wird die lnitiative dagegen von Personen, die nicht mehr oder erst
in ferner Zukunft in den Genuss einer Flexibilisierung derAHV kommen {könnten).
Neben dem ALter ist auch ein Unterschied im StimmverhaLten zwischen den deutschspra-
chigen und den lateinischsprachigen Landesteiten festzustellen - ein <Röstigraben> wie er
bei soziatpoLitischen Vortagen nicht selten auftritt. Deutschschweizer Stimmbürgerlnnen
haben die lnitiative mit 61 Prozent ktar abgeLehnt, während in der Westschweiz die Vortage
mit 51 Prozent nur knapp verworfen wurde.

Von den potitischen Kriterien ist die ideoLogische Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-
Achse hervorzuheben, wetche einen massgeblichen Einfluss auf den Stimmentscheid hatte.
Stimmende, die sich Links einstuften, haben die lnitiative mehrheitIich untersiützt. Jeweiter
rechts man sich verortete, umso stärker wurde sie abgeLehnt. Bei den WertvorsteLLungen
war die Frage des Etatismus wichtig. Stimmbürgerlnnen, die mehr Staatseingriffe in die

Wirtschaft wünschen, unterstützten die lnitiative stärker aLs Personen, die sich mehr Wett-
bewerb wünschen.

Bereits bei der Wahrnehmung konnte ein Hinweis gef unden werden, dass Personen, welche
den lnhatt der lnitiative genauer kannten, diese auch öfter annahmen. Diese Beobachtung
wird hier bestätigt. Personen die über hohe Vorlagenkenntnisselverfügten, akzeptierten
das Begehren mehrheittich {56%).

I Der lndex der Vortagenkenntnis wurde aus drei VariabLen gebitdet: Kenntnis des Titets der Vortage
Kenntnis des lnhatts der VorLage und die Fähigkeit, sernen Entscheid substantieL[ zu begründen.

Tabelte3.2:AHV-lnitiative - Stimmverhatten nach gesel,tschafttichen und politischen

Merkmalen

Merkmate/Kat6gorien lgewichtetl % Ja lnl Korrelationskoeffizient Cramers V

TotaL V0X {gewichtet) L1 1525)

Alter 0.20 ** *

1 8-29 Jahre 41 152)

30-39 Jahre 3e t58l

40-1+9 Jahre 45 1102)

50-59 Jahre s7 [1061

60-69 Jahre 34 11201

über 70 Jahre 27 ,85)

Landesteil 0.14r***

Deutsche Schweiz 38 1421)

Westschweiz 1-9 {81)

ItaLienischsprachige Schweiz 1621 123)

Parteisympathie 0.36i*i

SP s1 tTsl

CVP t36lt43l

FDP 27 166l

SVP 28 le0l

Nicht-Bundesratsparteien 60 tTsl

Keine Verbundenheit t3el l38l

Links-/Rec hts- Position ieru ng 0.37i*r

Linksaussen 77 165)

Links 66 te6)

M itte 37 1167)

Rechts 32 l1o6l

Rechtsaussen 24 t68)

Wertvorste[[u ng - Etatismus 0.26,r* *

Mehr Staatseinqriffe 65 (601

Gemischte Wertvorstettungen 42 170)

MehrWettbewerb 30l74l

Vo rlagenkenntn is 0.I6* r

Keinertei Vortagenkenntnis 27 122)

Gerinqe Kenntnisse 39 [1 1e]

Mitttere Kenntnisse 1r1 1229]l

Hohe Kenntnisse s6 l1 ssl

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahten vgt. <Methodischer Steckbrief>,
*** hoch signifikant Ip<0.001], ** = p<0.01, * = p<0,05, n.s.= nicht signifikant
o IPZ/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008
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Die Entscheidmotive

Wurden die Stimmenden nach den Gründen für ihren Entscheid gefragt, nannte die abteh-
nende Mehrheit fast durchwegs finanzieL[e Motive. Meist standen Finanzierungsprobteme
der AHV setbst im Vordergrund, die voLkswirtschaftliche Belastung dagegen wurde nur von

4 Prozent der Stimmenden expLizit angeführt. Auch demografische Argumente wurden nur
von wenigen genannt [10%1. Kurz, eine grosse ZahI der Nein-Stimmenden war derAnsicht,
dass man sich die Frühpensionierung schLicht nicht [eisten könne - sei es, weiLdie derzeiti-
ge, angespannte Wirtschaftslage es nicht zutässt, sei es, weiLdie demographische Entwick-
[ung ein solches AnLiegen immer unmög[icher macht oder seien es andere Gründe.

Tabel.Le 3.3: AHV-lnitiative - Motive der Stimmenden Imehrere Antworten mögtichl

Totalnennungen
in%lnl '

Unter den Befürworterlnnen sind die Argumente für eine Annahme der lnitiative etwas
breiter gefächert aLs bei den Gegnerlnnen. Das AnLiegen der lnitiative zur FLexibitisierung

des Renienalters oder den grundtegenden Wunsch nach einer Reduktion des RentenaLters

nannten 39 Prozent spontan ats Begründung für die Annahme. Eine weitere, grosse Gruppe
(17%J nannte auch die gese[[schaf tLiche Gerechtigkeit, insbesondere dre Möglichkeit f ür tie-

fe Einkommensklassen und bei gesundheitlichem Bedarf f rühzeitig in den Ruhestand treten
zu können, aLs Motiv f ür ihren Entscheid.

Pro- und Kontra- Argumente

Erstaunticherweise fanden die Argumente f ür eine Ftexibitisierung der AHV stärkere Mehr-

heiten bei den Stimmenden {zwischen 59 und 76 Prozentl ats die Argumente der Gegner-

schaft {55-60%J - die lnitiative wurde jedoch abgetehnt. Die hohe Zustimmung - selbst die

lnitiativgegnerschaft war mit fast atten Pro-Argumenten mehrheitlich einverstanden - ist

ein BeLeg dafür, dass die AnLiegen der lnitiantlnnen mehrheitsfähig wären, würden sie (in

den Augen der Stimmbürgerschaft) weniger kosten. Denn, wie so häufig bei AHV-Abstim-

mungen, waren es ökonomische Erwägungen, die Letzttich für den Entscheid ausschLagge-

bend waren. Die fotgende Analyse der einzeLnen Argumente sotl dies deutlich machen.

Das Pro-Argument, welches das Antiegen der lnitiative am deutIichsten zum Ausdruck

bringt, näml.ich die ÜberfäLLigkeit der RentenaLter-FLexibilisierung, wurde von 67 Prozent

\ der stimmenden unterstützt ALterdings haben davon nur gut die HäLfte {55%) die Initiative

in der Fol.ge auch tatsächLich angenommen. Dieses Muster ist bei a[[en Pro-Argumenten

festzusie[[en - die Verhattenskonsistenz ist überalL Iief 149-61o/oJ, markant tiefer als bei den

Kontra-Argumenten [71 -82%).
Das Argument, wonach der Staat doch auch die AHV unterstützen soLlte, wenn er schon den

Banken MiLLiarden gäbe, war eines, das ebenso wie das <Rezessions-Argument> der Geg-

nerschaft, die durch die Finanzkrise verursachte Verunsicherung aufheben woltte. WeLcher

Seite ist es besser gelungen, diese Verunsicherung argumentativ zu überbrücken? Zunächst

stetlen wir fest, dass beide Argumente etwa gteich gut ankamen. Tendenziet[ etwas stärker
unterstützt wurde das "UBS-Argument>, insbesondere zeigten sich 38 Prozent der Nein-

Stimmenden damit einverstanden. Dieses kontraintuitive Antwortverhalten ist a[enfatls da-

mit erk[ärbar, dass die finanzie[Le Unterstützung der Banken de facto bereits Tatsache war,

während die AHV-Revision noch zur Abstimmung stand. Mit anderen Worten: Hätte man

zwischen AHV- und Bankenunterstützung wähLen können, hätte man sich mögLicherweise

für die AHV entschieden. So aber - die Mitl.iardenhiLfe für die Banken war de facto bereits

beschtossene Sache - gtaubten diese Nein-Stimmenden, dass sich angesichts der ange-

spannten Finanzlage nicht auch noch GeLd für die AHV bereit stetten lasse - Geld, auf das die

AHV aber ebenso {sehr oder wenig) Anspruch habe wie die Banken.

Der bereits aus der Motivanalyse hervorgegangene Befund, dass die AHV-lnitiative vor

altem aus Finanzierungsgründen abgelehnt wurde, wird durch die Auswertung des Ant-

wortverhaLtens zu den Kontra-Argumenten bestätigt. ln einer muttivariaten AnaLyse sticht

insbesondere das erste Argumeni hervor, nach dem die Mehrkosten die Prob[eme der AHV

noch verschärfen würden. Diese entscheidende Frage war a[[erdings umstritten, nur jeder

vierte der Ja-Stimmenden unterstützte dieses Argument.
Der behauptete Missbrauch der Sozialwerke - insbesondere durch Aus[änder und AusLän-

derinnen - ist bei soziatpoLitischen Abstimmungen häufig ein entscheidreLevantes Motiv.

Dies war ber der Abstimmung über die AHV-lnitiative jedoch nicht so. Zum einen wurde die-

ses Motiv kaum qenannt, und auch das Stimmverhalten korreLiert nicht sonderlich stark mit
der Haltung zur ausLändischen Wohnbevölkerung. Zum anderen erfuhr das entsprechende,

von uns getestete Argument auch keine aLLzu starke Unterstützung (56% der Stimmenden).

SeLbst die lnitiativgegnerschaft pflichtete diesem Argument nicht übermässig stark zu:

Spontan geäusserte Gründe für den
Entscheid lgewichtetl

Erstnennungen
in % lnl

JA-Stimmende

FtexibiLisierunq und Frühpensionteruno ist qut

Gesundheit und Be[astunq 17 138l 2e 167)

SoziaLe Gerechtiqkeit 17 t38l 30 t6el

At[qemein positiv 10 124) 12 127)

Wirtschaf ttiche Gründe e I21l 2s ts7)

Anderes 7 (161 13 I2e)

TotaL inhaLtliche Nennunqen ee 1226) 154 
,3521

Weiss nicht / Nein 1 t3l 56 l1 281

TotaI 100 1229) 210 (4801

NEIN-Stimmende

FinanzierunqsprobLeme der AHV 51 1147) 62 117 6)

AL[qemein neqativ 18 t51 l 23 164)

Anderes 1 6 145) 30 184)

Demoq raph ie 10 l27l 23 l6 5l

Votkswirtschaft kann es sich nicht Leisten 4 {r1l 131361

TotaI inhalttiche Nennungen 99 l2B1) 151 IL25l

Weiss nicht / Nein 1 t3l 6 (161

Total 1 00 [284) 157 1441)

Es waren mehTere Antworten mögtich. WeiI Mehrfachnennungen mögtich waren, steigt das TotaL

der Prozente auf über 1 00 an
o IPZ/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30, November 2008,
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6B Prozent erktärten sich damit einverstanden. Bei den anderen drei Kontra-Argumenten
Liegt der AnteiI Einverstandener bei 79 Prozent und darüber. Offenbar wurde die Miss-
brauchs-Problematik von den FinanzprobLemen in den Hintergrund gedrängt.

Tabel.l.e 3.4: AHV-lnitiative - Anklang der Argumente bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argumente

Insgesamt wird deutLich, dass die FLexibitisierung ein durchwegs akzeptiertes AnLiegen ist,

über die finanzieLle Sicherheit der AHV ist sich das StimmvoLk jedoch uneinig. VieLe Stimm-

bürgerlnnen sahen sich in einem DiLemma und entschieden sich offensichtLich im Zweifetsfa[[

für die sichere Finanzierung und gegen die eigentLich durchaus erwünschte FLexibitisierung.

I N ITIATIVE <VERBAN DSBESCHWERD ERECHT:

SCHLUSS MIT DER VERHINDERUNGSPOLITIK _

MEHR WACHSTUM FÜR DIE SCHWEIZ>

Die Ausgangslage

Die lnitiative zur Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts ist in der Diskussion zur

Planunq eines neuen Fussbattstadions in Zürich für die Euro 0B entstanden, dessen Bau

bis heute aufgrund von privaten Beschwerden nicht in Angriff genommen worden ist, Doris

Fiata aLs damal.ige Präsidentin der FDP des Kantons Zürich Lancierte eine Initiative, die eine

lntervention von UmweLtverbänden nicht mehr er[auben würde, wenn VoLk oder Parlament

sich einmat für das entsprechende Projekt ausgesprochen haben. Die Beschleunigung von

BaubewiLtiqungsverfahren ist das Kernantiegen der lnitiative und war zum Zeitpunkt der

Lancierung der lnitiative ein öffentlich breit diskutiertes Thema. Weitere Argumente waren

die Wahrung der demokratischen 0rdnung, die Verhinderung von wirtschafttichem Schaden

und die Sicherung von Arbeitsplätzen.

Aufgrund der lnitiative wurde das Verbandsbeschwerderecht vom Parlament 2006 revidiert

und bekannte Mängel behoben. So müssen neu UmweLtorganrsationen strengere Vorraus-

setzungen erfüLten, um Beschwerde einzureichen, und die Kosten tragen, soLlte diese ab-

geLehnt werden, und auch während eines Verfahrens kann mit dem Bau eines Projektes

begonnen werden.

National.- und Ständerat empfahlen die lnitiative mit 90 respektive 9 Gegenstimmen zur

Abl.ehnung, der Bundesrat schLoss sich dem Par[ament an. Von den Parteien fassten auf

Bundesebene die SVP, die FDP, die LPS, die EDU sowie die BDP die Ja-Parote, CVP, CSP,

EVP, SP, Grüne und Grüntiberate empfahLen ein Nein. Es gab jedoch einige abweichende

Kantonalparteien, unter anderem auch bei der FDP, aus deren Zürcher Reihen die Initiative

stammte. Dies ist umso bedeutsamer, aLs dass dies auf nationater Ebene die erste von der

FDP [ancierte VoLksinitiative überhaupt darsteL[t.

Einver-
standen

Nicht Ein-
varstanden

Weiss
nicht, k.A.

Konsis-
tenz'

<Es ist ungerecht, dass sich nur Besser-
verdienende eine frühzeitige Pensionierung
[eisten können.>

Stimmende 68 30 1 49

Ja 81 18 1

Nein 59 39

21

1

<Die Initiative ermögticht gesundheittich
angeschtagenen Arbeitnehmenden einen
würdigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben.>

Stimmende 76 2 51

Ja 91+ 4 1

Ne in 63 ,14 3

<Das starre AHV-ALter 64165 entspricht
nicht mehr den Bedürfnissen der Men-
schen - Dre FtexibiLisrerung des Rentenal
ters ist überfätLig.>

Stimmende 67 30 3 TE

Ja 90 9 1

Nei n 51 45 3

<Wenn der Staat die Banken mit MitLiarden
beträgen unterstützen kann, dann muss es

auch mögtich sein, f ür die F[exibitisierung
der AHV Ge[d bereit zu stelten.>

Stimmende 59 J6 4 61

Ja 88 10 1

N ein 38 56 5

Kontra-Argu mente Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weiss
nicht, k.A.

Konsis-
tenz'

<Die Initiative hättelährtiche Mehrkosten
von 1,5 MiILiarden CHF zur Fotge und würde
die Probleme der AHV noch verschärfen.>

Stimmende 59 3L 6 82

Ja 26 66 8

Nei n 83 12 L

<Die Initiative bedeutet faktisch eine Sen-
kung des Rentenatters und liegt angesichts
der immer ätter werdenden Bevötkerung
quer in der Landschaft.>

Stimmende 60 aa 6 BO

Ja 31 62 7

N ein 82 12 4

<Die Initrative fördert den AHV-Missbrauch
vor aLtem durch Auständer, weil kaum
kontroItiert werden kann, ob sie nach dem
Vertassen der Schweiz einer Erwerbstätig-
keit nachqehen.>

Stimmende 56 35 I 71

Ja 41 50 9

Nei n 1,8 25 6

<Gerade jetzt, da wirtschafttich schwierige
Zeiten auf uns zukommen, soItten wir mit
der AHV keine zusätzLiche Verpflichtung
eingehen.>

Stimmende EE 3l 7 82

Ja 25 67 8

Ne in 79 15 7

Resultate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 68olo aLter Stimmenden pflichteten dem ersten Argument
bei, 30% [ehnten es ab und 1olo konnte sich nicht entscheiden oder gab keine Antwort.
n = Gesamtheit der materiet[ Stimmenden = 525 (gewichtetl.

" Anzahl Prozent, die ihrer Meinung entsprechend abgestimmt haben. Lesebeispiet:82 Prozent der
Personen, die mit dem ersten Kontra-Argument einverstanden waren, [ehnten die Initiative auch
tatsächLich ab.

@ IPZ/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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Die Wahrnehmung der Vorlage

Die lnhaLte der Verbandsbeschwerderechtsinitiative stnd von den Befragten nur bedingt re-

zipiert respektive erinnert worden: Die HäLfte der Stimmberechtigten konnte keine substan-

tiette bzw. korrekte Antwort auf die lnhaltsfrage geben.

Ein DritteL der Befragten konnte sich erinnern, dass es bei derVor[age um eine Einschrän-

kung des Verbandsbeschwerderechies ging. Dass es sich dabei jedoch um eine bedingte Ein-

schränkung nach Votks- und Parlamentsentscheiden handelte, machten nur 9 Prozent der

Stimmenden in ihren Aussaqen expLizit. 11 Prozent der Stimmberechtigten gingen fätschLi-

cherweise davon aus, dass über eine vo[ständige Abschaffung des Verbandsbeschwerde-

rechtes abgestimmt werde. Diese unzutreffende lnhaLtswahrnehmung hatte jedoch keinen

Einftuss auf den Entscheid. Diejenigen, die der Auffassung waren, das Verbandsbeschwer-

derecht werde vo[[ständiq abgeschafft, stimmten genauso ab (AnteilJa-Stimmen: 34%] wie

der Rest der Stimmenden.

Tabette 4.1: Verbandsbeschwerderechtsinitiative - Wahrnehmung der lnhaLte tnur Erst-

nennungenl

Das Abstimmungsprofil.

Das AbstimmungsprofiL der Verbandsbeschwerderechtsinitiatrve zeigt einen deutlichen

Graben zwischen Links und rechts. Die einflussstärksten Variabten auf den Stimmentscheid

waren die Parteisympathie und die ideoLogische Selbsteinschätzung der Teilnehmenden.

Beide sind hoch signifikant und tragen in beträchtLichem Masse zur Erktärung des Stimm-

entscheides bei. Das AbstimmungsverhaLten ist dabei kongruent mit den Paroten der Par-

teien'?: Einzig die Anhängerschaften der FDP und der SVP haben in unserem SampLe der

Inrtiative mehrheitLich zugestimmt,3 die SVP-Sympathisantlnnen jedoch erstaunlicherweise
stärker al.s die Sympathisantlnnen der FDP, aus deren Reihen die Initiative stammt. Hinge-

gen [iegt die Zustimmung bei SP und GrÜnen tedigLich bei etwa 20 Prozent.

AhnLich hohe Signifikanz- und Zusammenhangswerte zeigen ansonsten nur noch Werte-Va-

riablen:Wenig überraschend korreLiert der Umstand, weLchen Wert man dem UmweLtschutz

im VergLeich zum Wirtschaftswachstum beimisst, mit dem Verhatten an der Urne. Wer sich

eine Schweiz wünscht, in wetcher der Umweltschutz wichtrger ist als der wirtschaftliche
WohLstand, hat die Vortage signif ikant stärker abge[ehnt als Personen mit der umgekehrten

WertvorsteLtung. Angesichts der Tatsache, dass es bei der Verbandsbeschwerderechtsini-

tiative in paradigmatischer Weise um diesen Konfl.ikt zwischen Wirtschaftsinteressen und

Umwetischutz ging, erstaunt es doch ein wenig, dass die beiden Fronten in der emprrischen

AnaLyse nicht deutticher sichtbar werden.

Weiter zeigt sich ein aufschtussreicher Zusammenhang zwischen der nationa[en Bedeu-

tung, we[cher man der lnitiative zuschrieb, und dem Stimmentscheid. Wer derVortage eine

hohe Bedeutung zumass, stimmte deutLich stärker gegen die lnitiative. Dies deckt sich mit

einem weiteren Befund: Grüne und Grünlibera[e zeigten sich von derVorlage weitaus stär-

ker betroffen aLs die rechts-bürgertichen Anhängerschaften. Die Vorlage wurde von den

grünen und grünLiberaLen Wählerlnnen demnach vieI stärker aLs Angriff auf den umwelt-

potitischen <Besitzstand> wahrgenommen aLs die Gegenseite die Initiative aLs ein Antiegen

zur Wirtschaftsförderung wahrnahm.

2 Die Bewertung der Parotenkonformität richtet sich dabei an den Empfehtungen der nationalen DeLe-

giertenversammLungen der Parteien aus. Diese fie[en jedoch keineswegs einstimmig aus [vgt. eintei-

tendes KapiteL). Inwiefern die Anhängerschaften die ParoLen der kantonaten Parteien beachteten, ist

nicht überprüfbar.
3ALterdings sind Aussagen über die Mehrheitsverhältnisse bei den FDP- und SVP-Sympathisantlnnen

aufgrund des knappen Ergebnisses in unserem Sampte {FDP:53% Ja, SVP:60% Jal und der rela-

tiv geringen FatlzahL Ider Stichprobenfehter beträgt bei der FDP +l- 13.2o/o und bei der SVP +/-11.3%)

nur ats Tendenz zu werten. lndes, es gitt: die Parteianhängerschaften, deren Partei die Annahme der

Vortage empfahLen, haben ihr stärker zugestimmt ats diejenigen Anhängerschaften, deren Parteien

die Nein-Parote fassten. Weiter konstatieren wir einen hohen Anteitvon Stimmenden, we[che sich irr-
tümticherweise gegen ihre Präferenzen entschieden [d.h., sie begründeten ihren Ja-Entscheid mit ei-

nem offensichttichen Nein-Motiv und vice versa. VgL. Kap.4.4). Wenn wir diesen Fatschstimmerlnnen

experimenteL[ den korrekten Entscheid zuweisen, werden auch die Zusammenhangsmasse zwischen

den poIitischen Identif ikationsmerkmaten und dem Stimmverhatten stärker {Cramers V f ür Parteisym-

pathie und Stimmentscheid =.42i und die MehrheitsverhäLtnisse deutLicher. Hätten al[e Stimmenden

ihre eigenttichen Präferenzen an der Urne umgesetzt, so hätten in unserem Sampte 60% der FDP-

Anhängerlnnen die Vortage angenommen, während sie beispietsweise von 88o/o der SP-Wähterlnnen

abgelehnt worden wäre.

Wahrnehmung lgewichtetl Total
% lnl

Nennungen in % der
Teitnehmenden lnl

Nennungen in % der
Nichtteilnehmenden lnl

Einschränkunq des Verbandsbe-
schwerderechts

34 t33sl 48 1224) 21 1111J

Davon, Abschaff ung des Verbandsbe-
schwerderechts nach VoLks-/Parta-
mentsentscheide n

6163) e 143) /.120)

Davon: voL[ständige Abschaffung des

Verbandsbeschwerderechts
11 1112]| 17 [78) 6 t34)

Ende der Verhinderungspo[itik 7 170) 7 134) 7 t36l

Keine grossen Anderungen 3 l2e) 6127) 1 12)

Anderes/ Attgemeines 6 161l 6 {301 6 (311

Falsche Antworten/ zu kompliziert 3 {331 5 {2s) 1 l8l

Weiss nicht / keine Antwort 1r7 
,/,671 28 1127) 64 1340)

Tota L 1 00 l99sl 100 14671 1 00 {s281

o IPZlgfs.bern: VOX-Analyse der eidge nössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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M ewichtetl % Ja lnl Cramers V

Totat VOX I htet I 3/111+29)

Einkommen .20rr

Unter 3000.- l12l 126)

3-5000,- 251721

5-7000.- 33 {e4l

7-9000.- 1,1 t90l

Über 9000 42lejl

Geschlecht 11**

Mann 41 [2291

Fra u 27 12001

Pa hie 38r**

SP 1e 172l

CVP l2e) 141)

FDP s3 {551

SVP 60 172)

Grüne 121) t33l

Keine Parteiaffinität 40 tss)

Einordnung auf der Links/Rechts-Achse 29+f*

Linksaussen 18 (s7l

Links 24 187)

Mitte 32 {1 30)

Rechts 38 (761

Rechtsaussen 63 (621

Umwett/wirtschaftlicher Wohtstand ,21***

UmweLt 23 {1811

Gemischte WertvorstetLunqen 41 1194]'

Wrrtschaf tLicher WohLstand 157) l4/,1

Nationale Bedeutung I 5**

Hoch 2e 1251)

M itteI L2 1139)

Ti ef t52l {2s)

o IPZlqfs.bern: VOX-Anatyse der eidge nössischen Abstimmunq vom 30. November 2008.

Tabetl,e 4.2: Verbandsbeschwerderechtsinitiative - Stimmverhatten nach gesetl'schaftLi-

chen und Pol.itischen Merkmalen

Die Entscheidmotive

Auf Seiten der Befürworterlnnen waren vor a[[em zwei GrÜnde aussch[aggebend: das Ende

der VerhinderungspoLitik der Verbände und die [erwarteten) positiven Effekte einer Annah-

me für die Wirtschaft. Das Ende der verbindtichen VerhinderungspoLitik wurde von 39 Pro-

zent der Ja-siimmenden an erster Stelle genannt, insgesamt war dies f ür knapp zwei Drittel

ein ausschlaggebendes Motiv. Auch das Argument, durch die lnitiative würde die Demokra-

tie in der Schweiz gestärkt, war ein Grund, die lnitiative zu befürworten. FÜr B Prozent stand

es an erster Stette, und insgesamt nannten es '14 Prozent.

Bemerkenswert ist die Tatsache, dass jeder Fünfte Ja-stimmende Il) der Vortage offenbar

abtehnend gegenüberstand. Die angegebenen Motive deuten stark darauf hin, dass diese

Gruppe von Stimmenden die lnitiativziete falsch verstanden hatte. Aber: Auch auf der Ge-

genseite gab es Fal.schstimmerlnnen. Ihre ZahL ist zudem beinahe gteich hoch wie bei den

Ja-Stimmenden, womit der <Falschstimmer-Effekt> netto annährend NutL beträgt.a

Tabetl.e4.3:Verbandsbeschwerderechtsinitiative - Motive der Stimmenden Imehrere
Antworten mögtichl

a In unserem Sampte stimmte der Entscheid von 30 Ja-Stimmenden offensichtlich nicht mit ihren eigent-

[ichen Stimmabsichten überein. Bei den Nein-Stimmenden beträgt die ZahL der Fatschstimmerlnnnen

27.Weil die Gruppe der Nein-Stimmenden zahtenmässig aber deutLich grösser ats diejenige der Ja-

Stimmenden ergeben sich grosse Unterschiede in den Antei[en der Fatschstimmerlnnen.

Spontan geäus6erte Gründe für den Entscheid lgewichtetl Erstnennungen
in % lnl

Totalnennungen
in % lnl.

JA-Stimmende

Ende der Verhinderunqspotitik von Verbänden 3e (56) 6/.194)

Wirtschaf tswachstum/Bauprojekte voranbringen 16 l23l 25 136)

ALtqemein positive Ausserunqen 11 t15l 14 l20l

Demokratie stärken 8 112l 14 l20l

Anderes 1 l2l 3 t4)

Empfehtunqen lParteien, Anqehöriqe) 1 l2l 2 {3}

lnitiative f aLsch verstanden 17 126l 20 t30)

TotaI inhaltliche Nennunqen 93 (1361 142 1207]l

Weiss nicht / keine Antwort / Nein 7 {101 75 [1101

Tota L 1 00 11461 217 
.3171

Verbandsbeschwerderecht bewährt/positiv 54 1152) 7 2 1203)

U mwettsch utz 15 t43l 2e 184)

Atlqemeine negative Ausserungen 11 {301 1/,l40l

Ab[ehnunq von Wirtschaf t/Grossproiekten 3 t10l 13 t35l

Anderes 1 l4l 3 tel

EmpfehLunqen {Bundesrat, Anqehöriqe) I (41 215)

lnitiative f atsch verstanden 7 llel 9 127)

TotaI inhatttiche Nennunqen e2 12621 1 42 {398}

Weiss nicht / keine Antwort I t21l 77 l21el

Tota I 1 00 [283] 219 1617)

" Es waren mehrere Antworten mögLich. Weil Mehrfachnennungen möglich waren, steigt das

Total der Prozente auf über 1 00 an.
o IPZ/gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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Die Gegnerlnnen der Vortage motivierte primär der Umsiand, dass das Verbandsbeschwer-

derecht aLs ein positives und bewährtes MitteL zur Mitbestimmung derVerbände wahrge-

nommen wurde, das bestehen bteiben soU.te. Mehr ats die Hätfte der Nein-Stimmenden

nannte dieses Motiv an erster SteLLe, und insgesamt wurde es von knapp drei VierteLn an-

geführt. Auch der Umwe[tschutz spielte bei den BeweggrÜnden eine Ro[[e: Für 15 Prozent

stettte dieser das aussch[aggebende Movens dar, warum gegen die lniiiative gestimmt wur-

de. Die Abtehnung bauIicher Grossprojekte im Generetten und eine attgemeine Wirtschafts-

feindtichkeit waren für 13 Prozent ein Grund für ihren Nein-Entscheid. Den Empfehlungen

von Dritten fol.gten auf beiden Seiten je 2 Prozent der Stimmenden'

Pro- und Kontra-Argumente

Keines der getesteten Pro-Argumente findet bei den Stimmenden insgesamt eine mehr-

heitl.iche Zustimmunq. Von den Befürworterlnnen der lnitiative am stärksten geteitt wird

die Ansicht, dass das Verbandsbeschwerderecht von den Umwettschutzverbänden miss-

braucht werde. Hiermit sind 70 Prozent einverstanden, auf gegnerischer Seite jedoch nur

2B Prozent. Die anderen beiden Ja-Botschaften erhalten je knapp zwei Drittel Zustimmung

auf Befürworterseite und werden noch von knapp einem Drittel der Gegnerlnnen für rich-

tig befunden. Die Verha[tenskonsistenz ist bei den Pro-Argumenten jedoch schwach: Nur

etwas mehr aLs die HäLfte derjenigen, die sich mit einem der Ja-Statements einverstanden

erktärte, stimmte auch für die Vorlage.

Bemerkenswert ist auch das Antwortverhatten zum Argument, wonach das heutige Ver-

bandsbeschwerderecht undemokratisch sei, weiI es Volksentscheide umstosse. Dieses

Argument aktivierte nicht den Umwettschutz/Wirtschaftswachstums-Gegensatz, sondern

tangierte ein grundLegendes staatspotitisches Verständnis, das in derjüngeren Vergangen-

heit immer häufiger Thema von sachpotitischen Entscheiden war: der Konftikt zwischen

Rechtsstaat und Votkssouveränität. Zunächst gilt es festzuhatten, dass dieser staatspoliti-

sche Aspekt der Vortage sich nur in geringem Masse entscheidretevant auswirkte. Sodann

stetlen wir fest, dass dieses Argument eine überdurchschnittLich starke Anziehungskraft

auf die SVP-Sympathisantlnnen hatte.

Während keines der Pro-Argumente eine mehrheittiche Unterstützung unter den Stimmen-

den fand, wurde zwei Kontra-Argumenten von einer Majorität der Befragten beigepftichtet,

namentLich jenen, wonach sich das Verbandsbeschwerderecht bewährt habe, und dass eine

Beschwerdeführung durch die Umwettverbände bei Vertetzung von relevanten Gesetzen

mögLich sein müsse. Hiermit sind 81 respektive B3 Prozent der Gegnerlnnen und immerhin

noch 50 respektive 65 Prozent der Befürworterlnnen einverstanden.

Umstrittener ist, ob die Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts der Umweli in der

Schweiz schaden würde: Nur eine knappe Mehrheit von 51 Prozent der Nein-Stimmenden

geht hiermit konform. Befürworterlnnen und Stimmende lehnten diese Botschaflzu 71 re-

spektive 51 Prozent ab. Die Verhattenskonsistenz ist bei den Nein-Botschaften jedoch ins-

gesamt deutlich höher aLs bei den Ja-Botschaften: Wer mit ersteren einverstanden ist, der

siimmte zu ca. drei Viertetn gegen die Vortage.

GenerelL stetten wir einen hohen AnteiI derer fest, die mit den Pro-Umweltschutz-Argumen-

ten einverstanden waren. Sel.bst die lnitiativbefürworterschaftwar in der Mehrheit fÜr eine, in

rhrer Sicht massvoLte Umwettschutzgesetzgebung. Dass dem Umweltschutz in der Schweiz

eine hohe Bedeutung zugemessen wird, wurde bereits in verschiedenen empirischen Studi-

en nachgewiesen. Atterdings hätte aufgrund der zahlreichen abgelehnten UmweLtschutzin-

itiativen durchaus erwartet werden dürfen, dass das Begehren unter denjenigen, die Wirt-
schaftsinteressen über <grüne> Erwägungen setzen, stärkere Zustimmung erfahren würde.

lndes, dies war nicht der Fall. Dies Liegt mögIicherweise daran, dass sich die FDP-lnitiative

von den aLLermeisten anderen Begehren mit umwettpotitischem lnhati darin unterschied,

dass sie eine geLtende umweltpotitische Gesetzgebung einschränken und nicht ausweiten

wottte. Dem Status Quo wird aber - sotange der Problemdruck a[s nicht atlzu gross wahrge-

nommen wrrd - generell eher zugestimmt ats einer {ungewissen] Neuerung.

) (l
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Pro-Argumente

1+2

Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weiss
nicht, k.A.

6

Konsis-
tenz'

57
<Das Verbandsbeschwerderecht wird
von den Umweltschutzverbänden miss-
braucht, um missLiebige Bauprojekte
zu verhindeTn.>

Stimmende 52

Ja 70 25 5

Ne in 28 66 6

<Durch das Verbandsbeschwerderecht
werden Investitionen in Mittiardenhöhe
verhindert. Eine Einschränkung des

Verbandsbeschwerderechts schaf f t
desha[b Arbeitsptätze und Wirtschafts-
wachstum.>

Stimmende 42 48 10 52

Ja 611 26 10

Nein 31 59 10

<Das heutige Verbandsbeschwerde-
recht ist undemokratisch, weiL damit
auf juristischem Weg Entscheide von

Vo[k und Parlament umgestossen
werden können.>

Stimmende 42 1r6 12 52

Ja 64 26 10

Ne in a1 56 13

Kont ra -Arg u m ente Einver-
standen

70

Nicht Ein-
verstanden

24

Weiss
nicht, k.A.

Konsis-
tenz'

<Das Verbandbeschwerderecht hat sich

bewährt. Es wird verantwortungsvo[L
zugunsten der Natur genutzt.>

Stimmende 6 75

Ja 50 44 6

Nein 81 14 5

<Durch die verlangte Einschränkung
des Verbandbeschwerderechts wird es

der Umwett in der Schweiz schLechter
gehen.>

Stimmende /+2 51 7 81

Ja 23 71 6

Ne in 51 41 I

<Es muss den UmweLtverbänden

mögtich sein, eine Beschwerde zu

führen, wenn potitische Entscheide die

Umwe[tschutzgesetze mögIicherweise
ver[etzen.>

Stimmende t7 17 6 71

Ja 65 29 6

Nein 83 10 7

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispie[:42olo a[[er Stimmenden pftichteten dem ersten Argument

bei,52ok [ehnten es ab und 6% konnten sich nicht entscheiden oder gaben keine Antwort.

n = Gesamtheit der materieIL Stimmenden = 427 [gewichtet).

" Verhattenskonsistenz Iiegt dann vor, wenn mögtichst viete, die sich mit einem Pro-Argument

{resp. Kontra-ArgumentJ einverstanden erktären, auch tatsächLich ja Iresp. nein] stimmen.
o IPZlgfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.

Tabel.te 4.4: Verbandsbeschwerderechtsinitiative - Anktang der Pro-Argumente bei den

Stimmenden in Prozent

ANIERUNG DES BETÄUBUNGSMITTELGESETZES UND

DIE HANF-INITIATIVE

Die Ausgangslage

lm März 2001 schtug der Bundesrat die Revision des Betäubungsmittelgesetzes (kurz:

BetmGJ vor, mit wetcher der Cannabiskonsum straffrei werden und die aktuetle Drogenpo-

litik eine gesetzliche GrundLage erhaLten sot[. Der Schwung der neuen DrogenpoLitik im Be-

reich der harten Drogen wurde auch in der Diskussion um die weichen Drogen genutzt und

ihre LegaLisierung anvisiert. lndes, das Partament verweigerte 2004 zweimaI die parlamen-
\ tarische Beratung zur Revision des Betäubungsmittetgesetzes, weiLkeine Ernigung zur Fra-

ge der Strafbefreiung des Cannabiskonsums erzieLt werden konnte. Deshatb wurde die Frage

des Umgangs mit weichen Drogen in der nachfolgend erarbeiteten, neuen Vorlage voLLstän-

dig ausgeklammert. LedigLich die im Parlament mehrheitsfähigen ELemente der Drogenpo-

titik wurden darin festgeschrieben: Das Vier-SäuLen Prinzip, die kontroLtierte Heroinabgabe,

der Jugendschutz sowie eine verbesserte Aufgabenteitung zwischen Bund und Kantonen.

Die von einem überparteiLichen Komitee [ancierte lnitiative <Für eine vernünftige Hanf-Poti-

tik mit wirksamem Jugendschutz> ((Hanfrnitiative>l nahm darauf die umstrittenen TeiLe der

damaLigen Vorlage - die Liberatisierung des Cannabis-Konsums und seines Anbaus f ür den

Eigenkonsum - in ihr Begehren auf. Dieses wurde im Januar 2006 mit tiber 105'000 güttigen

Unterschriften eingereicht.

Die ParotenkonsteLtation im Vorfeld der Abstimmung war kompLex und entsprach nicht dem

klassischen ideologischen Konfliktmuster: SP und FDP unterstützten sowohL die lnitiative

wie auch die Gesetzesänderung, wobei jedoch etliche kantonale Sektionen der FDP bei der

Hanfinitiative von der Paro[e der Mutterpartei abwichen.s Die CVP fol'gte dem Bundesrat und

dem Partament, die beide ein Ja zur Revision des Betäubungsmitte[gesetzes empfahLen, die

lnitiative hingegen abLehnten.6 Die SVP schtiesstich bekämpfte beide VorLagen.

Die Wahrnehmung der Vorlage

Die beiden drogenpoLitischen Abstimmungsf ragen unterschieden sich hinsichttich der Vor-

Iagenkenntnis beträchtIich:Während der lnhaLt der Hanfinitiative einer deuttichen Mehrheit

der Teitnehmenden [82%) bekannt war, konnte beim Betäubungsmittelgesetz nur etwa die

Hälfte atter Stimmenden (l) eine substanzielte Antwort auf die Frage nach dem Vorlagenthe-

sAbweichende FDP-Kantonatparteien: AG, BE, GE, LU, NE, SG, VD. Beim BetmG wichen zwei FDP-

Kantonatparteien von der Ja-Paro[e der nationaten Delegiertenversamm[ung ab.
6 Die Zürcherische Kantonatpartei der CVP empfahI die Hanfinitiative zuT Annahme.
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ma geben. Wenn wir zudem die Nicht-TeiLnehmenden in die Analyse mit einbeziehen, so

werden die Unterschiede zwischen den beiden Vorlagen noch eklatanter: Weiss-nicht-An-
qaben machen bei der Hanfinitiative 31 Prozent der Nennungen aus, bei der Gesetzesrevisi-
on ist dieser AnteiL doppett so hoch [63%].

Das Abstimmungsprofit

Die unübtiche KoaLitionskonfiguration im Vorfeld beider Abstimmungen wie auch die hohe

AnzahI abweichender Paroten seitens der kantonalen Parteien war mögticherweise ein

Grund dafür, weshaLb die Parteianhängerschaften nur mässig parotenkonform stimmten.
So wurde etwa das BetäubungsmitteLgesetz in unserem SampLe von der SVP-Wählerschaft

- entgegen der EmpfehLung ihrer ParteiLeitung - mehrheitLich angenommen (54%l.i Auch

bei der Hanfinitiative war die Parolenkonformität des Stimmverhattens eher gering, was im
Entscheid der FDP-Sympathisantlnnen am deuttichsten zum Ausdruck kommt: Nur etwa

erne(r) von drei FDP-Anhängerlnnen befoLgte die EmpfehLung seiner/ihrer bevorzugten Par-
tei und stimmte dem Begehren zu [30%]. Auch die SP-Wähterschaft hieLt sich nur bedingt

an die Parote ihrer Partei: LedigLich eine knappe Mehrheit von 5B Prozent [egte in unserem

SampLe ein Ja zur Hanfinitiative rn die Urne, während 42Prozenl die zurAnnahme empfoh-

[ene I nitiative abLehnten.

Wertehaltungen übten ebenfatts einen Einftuss auf die beiden drogenpotitischen Entscheide

aus. Das ist nicht weiter verwunderlich, denn die Hattung zur DrogenpoLitik hat unzweifeL-

haft mit den VorsteLLunqen davon zu tun, wie autoritär eine Geseltschaftsordnung verfasst

sein so[[te. Befürworter einer stratifizierten GeseLLschaftsordnung vertreten in der RegeI

eine harte Linie gegenüber Drogen, während sich ihre anti-autoritären Antipoden zumeist
gegen Repression aussprechen. ln der Tat ist dieses Muster auch im Stimmverha[ten zur

Hanfinitiative zu erkennen: Ein Nein-Entscheid geht mehrheittich mit autoritären Werte-

vorsteLtungen einher, während die Annahme der Vorlage mit antiautoritären GeseLLschaf ts-
konzeptionen korre[iert.8 Beim Betäubungsmittetgesetz sind diese Muster jedoch weniger

deutl.ich sichtbar. Zwar fand die Gesetzesrevision unter denjenrgen, die f ür autoritäre Struk-

turen einstehen, insgesamt die geringste Unterstützung - aber auch diese Merkmalsgrup-
pe nahm die Vor[age letzt[ich an.

7 Der Stichprobenfehter für den Entscheid der SVP-Wähterschaft beträgt +/-11.9%. Insofern sind Aus-
sagen über die Mehrheitsverhältnisse bei den SVP-Sympathisantlnnen zunächst einmaL btoss ats Ten-

denz zu werten. Indes, mit 95%-Wahrscheintichkeit [iegt das effektive SVP-Stimmergebnis zwischen
42ok und 66% Ja-Stimmenanteit. Wo auch immer das effektive Ergebnis innerhatb der angegebenen

Bandbreite zu [iegen kommt, es spricht auf jeden FaL[ f ür eine geringe ParoLenkonformität.
8 Ats Indikator für den Wertekonflikt zwischen autoritären und anti-autoritären WertepräfeTenzen wurde

die Frage nach der Bedeutung der Armee für die Gesetlschaft verwendet.

Tabel,te 5.1: Hanfinitiative und Revision des Betäubungsmittelgesetzes - Stimmverhalten

nach gesettschaftlichen und politischen Merkmalen

Merkmate/Kategorien lgewichtetl Hanfinitiative
% Ja lnl

Cramers
v

Betäu bu ngs m itte [-
gesetz % Ja lnl

Cramers
v

Totat V0X lgewichtetI 37 
.471) 68 14031

Atter .20*i 20tt
18-29 s3 l57l 70 146)

3 0-39 50 142) 73 .37)

40-49 40 t88l 82177)

50-59 41 [101 ) 70 l82l

60-69 30 [r05] 66 le2)

70 pLus 231781 52 l6e)

Parteisympathie .37* * * 28**

SP s8 {6e} 83 (661

CVP t21l l3e) t67ll36l

FDP 30 {s6l {671 (481

SVP 25 [84] 5/1167]'

Grüne 178) {321 {e011311

Keine Parteiaffinität 27 163) {62) t50l

Einordnung auf der Links/Rechts-Achse .341++ 23*r *

Linksaussen 61 161l 86 (581

Links 61 186) 7B l8s)

Mitle 2/,1154]l 60 1126)

Rechts 26le7l 68 174)

Rechtsaussen 30 ts6l s4 ts0l

Kirchga ng hä ufig ke it 21.** 27***

Einma[ pro Woche 15 ts2l 1371{431

Einma[ pro Monat 21 (531 l71l t48l

Mehrma[s jährtich 40 172) 73 lse)

Nur spezielle Antässe 3s {1731 71 l14S)

Starke Armee vs. Schweiz ohne Armee .29*** I 8r*
Starke Armee 27 1201) 60 {1611

Gemischte WertvorstetIunqen 30 [1 30] 6e t1151

Schweiz ohne Armee 59 [136] 80 {1 251

Vorlage nkennt n is 1 6*+ 32***

Keinerlei Vortaqenkenntnis l80l t10) t33ll30l

Geringe Kenntnisse 28 l6el s8 1124)

Mittlere Kenntnisse 36 [2041 71 1139)

Hohe Kenntnisse 41 [1881 87 [110]

o IPZ/gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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Wenn somit potitische ldentifikationsmerkmate nur eine sekundäre RotLe beim Entscheid

spieLten (dies gilt vor allem für das BetmG), we[che Faktoren waren dann ausschlaggebend?

Von hoher Bedeutung war für den Entscheid zum BetmG die Vor[agenkenntnis. Wer sich bei

den entsprechenden KontroLlfragene sehr gut informiert zeigte, hiess die Gesetzesrevision

zu fast 90 Prozent gut. Je gennger jedoch das lnformiertheitsniveau, desto tiefer die Zu-

stimmungstendenz. Diejenigen, die über keinerlei Vorlagenkenntnisse verfÜgten, [ehnten

die Vorlaqe sogar (ats beinahe einzige der untersuchten Merkmatsgruppen) mehrheittich

ab.r0 Dieser starke Effekt des lnformiertheits[evels auf das Entscheidverhalten ist keines-

fatLs ein unbekanntes Phänomen. Bei wenig umstrittenen Vortagen, die von den meisten

Parteien zur Annahme empfohLen werden und über wetche die Mehrheit des StimmvoLkes

vergLeichsweise wenig Bescheid weiss, öff net sich nicht seLten eine lnformationsschere.

GeseLLschaftLiche Merkmate hatten jedoch ebenfatls einen Einfluss auf die beiden dro-

genpotitischen Entscheide. ALLen voran das Alter. Die fotgenden Zahten betegen dies: Am

höchsten ist die Zustimmungsrate zur Hanfinitiative in der Alterktasse der '18-29-jährigen

(53%1. Mit zunehmendem ALter nimmt sie ledoch kontinuiertich ab und beträgt bei den Über

70-jähriqen nur noch 23 Prozent. Ahntich verhä[t es sich bei der Revision des Betäubungs-

mitteLgesetzes: Die Ja-Anteile betragen bei den A[tersgruppen bis 59 Jahre 70 Prozent und

mehr. Bei den über 60-jährigen fatlen diese Antei[e unter die 70 Prozent-Marke.

Die Entscheidmotive

Zunächst zur Hanfinitiative (Erstnennungenl:

Bei der Befürworterschaft der Vorlage standen verschiedene Motive im Vordergrund. Das

am häufigsten genannte war die Legatisierung weicher Drogen l23o/o der Erstnennungen).

Ebenfatts häufig vorgebracht wurde die Begründung, wonach der Konsum von Hanf- und

Cannabisprodukten probLemLos sei oder zumindest nicht problematischer als beispiets-

weise der ALkohotkonsum. Jede(r) Fünfte der Ja-Stimmenden rechtfertiqte seinen/ihren

Entscheid primär mit dieser HaLtung. Weitere 15 Prozent stetlten ihren Entscheid a[s Pro-

test gegen die bisherige Drogenpotitik dar und B Prozent waren der Ansicht, die Hanfiniti-

ative trage zu einer ProbLemminderung {weniger Beschaffungskriminal.ität, etc.l bei. Bei

11 Prozent der Ja-stimmenden [hier, Erst- und Zweitnennungen) herrschte of f ensichtlich

eine Konfusion über die inhatttichen Forderungen der lnitiative: lhre StimmbegrÜndung Izu-

meist: stärkere Repression) weist darauf hin, dass sie mit den lnitiativzie[en nicht einver-

standen waren, womit sie foLgerichtig ein Nein hätten einLegen mÜssen.

lm Lager der lnitiativgegnerschaft dominierte ein Motiv: dasjenige, wonach es zu keiner Libe-

ra[isierung weicher Drogen kommen darf. Jede{r] Dritte gab diesen Entscheidgrund an, Diese

e Der lndex der Vorlagenkenntnis wurde aus drei Variabten gebildet: Kenntnis des Titels der Vorlage

Kenntnis des lnhaLts der Vorlage und die Fähigkeit, seinen Entscheid substantietI zu begründen.
r0 Aufgrund der k[einen FatlzahI sind die Zahlen aLterdings als Tendenz zu werten.

Stimmbegründung sagt aLlerdings nichts darüber aus, warum man sich gegen einen straf f rei-

en Cannabiskonsum sperrte. Vietteicht bedurfte der Entscheid dieser Gruppe keiner weiteren
Begründung, weiL deren drogenpotitische Haltung die Struktur einer festen, grundIegenden

Überzeugung aufweist, die nicht weiter hinterf ragt wird.11 WahrscheinLicher ist ledoch, dass

die meisten dieser Nein-stimmenden den Konsum von Cannabisprodukten sowohI für den/
dre Konsumenten/in aLs auch für die GeselLschaft im Generetlen f ür gefährIich hieLten. Diese

Vermutung wird durch die auffallend häufige Zweitnennung dieses Motivs genährt.

Tabetle 5.2: Hanfinitiative - Motive der Stimmenden Imehrere Antworten mögtichl

Revision des Betäubun gsmittelgesetzes:
Was die beiden VorLagen - Hanfinitiative und BetäubungsmitteLgesetz - im Hinbtick auf die

Stimmbegründungen am deutlichsten voneinander unterscheidet, ist der AnteiI derjenigen,
die nicht (mehrl imstande waren, ihren Entscheid zu begründen. Er war beim Betäubungs-

lrDas Anti-Liberatisierungs-Motiv wurde von den regelmässigen Kirchgängern verhä[tnrsmässig am

häufigsten vorgebracht.

I

Spontan geäusserte Gründe für den
Entscheid lgewichtetl

Erstnennungen
in % lnl

Totalnennungen
in%lnl .

JA-Stimmende

Lega[isierung weicher Droqen 23 141) 27 lLe)

ProbtemLose Hanf- und Cannabisprodukte 20 (36) 34 t60)

Versagen der bisherigen DrogenpoLitik 15 t27) 25 l45l

Altgemein positive Ausserungen 1s {261 20 135)

Pro blem minderung 8 t14l 26 146l

Anderes 4l7l 13 126l

Initiative falsch verstanden 9 {16} 11 tl el

Weiss nicht / keine Antwort 6 (101 68 [116)

TotaI 100 11771 224 1396]l

NEIN-Stimmende

Gegen LiberaIisierung 33 leTl 48 11411

Gefahr f ür Konsumenten/innen 22 165) 38 {111)

AtLgemein negative Ausserungen 22 164) 27 181)

Geset[schaf ttiche ProbLeme 16 t4sl 3s [103]

,An de re s 4 t13l 6116)

Empfehlungen {Bundesrat, Parteien, 0rganisationenl 1 l3) 2 {51

Weiss nicht / keine Antwort 2l7l 71 {208}

Tota I 100 1294) 226 1665)

" Es waren mehrere Antworten mögtich, WeiI Mehrfachnennungen mögtich waren, steigt das Totatder
Prozente auf über 100 an.

o IPZlgfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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mittetgesetz merktich höher a[s bei der Hanfinitiative. So gaben 7 Prozent der BefÜrwor-

terlnnen des BetmG keine materieLLe Antwort auf die Frage nach dem Siimmmotiv. Und

von den Gegnerlnnen der Gesetzesrevision wusste gar fast jede{r) Vierte nicht, was ihn/sie

zu seinem/ihren negativen Entscheid motiviert hatte! Bei der Hanfinitiative betrugen diese

Anteite Ledigtich 6 bzw.2 Prozent.

Von den substantieLLen Stimmmotiven wurde das Argument, wonach sich die bisherige Pra-

xis bewährt habe und demnach auch gesetzLich verankert werden so[Le, von der Geset-

zesbefürworterschaft am häufigsten genannt. Sieben von zehn Ja-Stimmenden nannten es

entweder ats Erst- oder als Zweitmotiv. Daneben wurden kaum noch weitere inhattLiche

Beweggründe angegeben - mtt Ausnahme derjenigen 11 Prozent (Erstnennungenl, wetche

sich von der Gesetzesrevision eine Prob[emminderung versprachen.

Eine der primären inhaLtLichen Stimmmotive der Gesetzesgegnerlnnen war paradoxerweise

ebenfa[[s das Argument, wonach sich die bisherige Praxis bestens bewährt habe. Diese

Nein-stimmenden stehen demnach nicht in 0pposition zur bundesrättichen Drogenpotitik.

Nur sahen sie offensichttich nicht ein, weshaLb es hierzu noch ein Gesetz bedarf. lhrer An-

sicht nach genügt die bisherige Gesetzesgrundtage volLauf. Ein beträchtIicher AnteiI derje-

nigen, die das Gesetz ablehnten, steht jedoch in Fundamentalopposition zur 4-Säuten-Stra-

tegie des Bundesrats. Wie viel.e es genau sind, lässt sich atterdings nur schwer sagen.r2 Von

3B Prozent der Nein-Stimmenden (Erst- und Zweitnennunqen zusammengenommen) wis-

sen wir mit Bestimmtheit, dass sie mit der Drogenpotitik des Bundes nicht einverstanden

sind. Denn sie kritisierten unmissverständLich, dass die bisherige Drogenpotitik zuwenig

stark auf Repression abzie[e. ln den Augen dieser Stimmenden soLLte das Drogenprobtem

vor aLLem oder gar nur mit Verboten begegnet werden.

n Dies Iiegt an der hohen AnzahI von Stimmbegründungen, die nur bedingt Rückschlüsse auf die Motiv-

[age ertauben. So äusserten 12 Prozent der Nein-Stimmenden Unmut über die Gesetzesrevision, ohne

aber zu spezifizieren, warum sie der Vorlage gegenüber negativ eingeste[Lt waren. Weitere 14 Prozent

der angegebenen Stimmmotive mussten einer Residuatkategorie l"Anderes"l zugeordnet werden,

weites schwierig war, sie unter einer der bestehenden Motivkategorien zu subsumieren lzum BeispieI

die Aussage: <Entweder Fisch oder VogeL, aber nichts dazwischen.>).

Tabeil.e 5.3: Betäubungsmittelgesetz - Motive der Stimmenden lmehrere Antworten

mögtichl

Pro- und Kontra-Argumente

Vorab ein erstes, erstaunIiches Resu[tat des Argumententests zur Hanfinitiative:r3 Die Ar-
gumente der unterlegenen Befürworterschaft überzeugten etwa in gleichem Ausmass wie
diejenigen der siegreichen Initiativgegnerlnnen. Mit Ausnahme des Kontra-Arguments, wo-
nach eine Legatisierung des Cannabiskonsums gegen das VöLkerrecht verstosse, fanden
atte Argumente die Unterstützung von etwa der HäLfte der Stimmenden (die Zustimmungs-
anteile variieren zwischen 45 und 54 Prozentl. Die Argumente der Legatisierungsgegnerln-
nen hatten demnach nicht eine grössere Überzeugungskraft al.s diejenigen der lnitiantln-
nen, aber sie wurden offensichtlich stärker gewichtet.

Doch zunächst einmaLzu den einzetnen Pro-Argumenten: So gut wie unbestritten war unter
den Ja-Stimmenden, dass das Cannabisverbot wirkungsLos sei. Drei VierteL der Befürwor-
terlnnen einer EntkriminaLisierung des Cannabis-Konsums zeigten sich mit diesem Argu-

Spontan geäusserte Gründe für den

Entscheid lgewichtetl
Erstnennungen

in % lnl
Totalnennungen

in%lnl .

JA-Stimmende

Zustimmung zur bisherigen Praxis s8 {161) 70 {193)

Attgemein positive Ausserurrgen 1 5 t41) 20 157)

Problemminderunq 11 {30) 1e ts4)

Anderes 5 tl3) 13 t37l

Empfehtungen 5 t14l 6 t]7)

Weiss nicht / keine Antwort 7 I1e) 83 1228)

Tota I 1 00 12781 21 1 [586]

N EIN-Stimmende

Status Quo: Bisherige Praxis qenüqt, kein Gesetz nötig 17 121) 18 l23l

lmehrl Repression/ NutLtoteranz qeqenüber Droqen 28 [3s] 38 [s1 )

AtLgemein negative Ausserungen 12151 13 {171

Anderes 14 l18l 24 130)

lnitiative fatsch verstanden 3 (3) 3 t3l

EmpfehLunqen 4 l5) 516l

Weiss nicht / keine Antwort 23 l28l 81 [103]

Tota I 100 [125) 182 12331

" EswarenmehreTeAntwortenmögLich.WeitMehrfachnennungenmögIichwaren,steigtdasTotaI
der Prozente auf über 1 00 an,

o IPZ/gfs,bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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ment im Grundsatz einverstanden. Doch auch ein beträchtl'icher TeiI der Gesetzesgegne-

rlnnen [38%) pfl.ichtete diesem Statement bei. ALLerdings vermochte es sie nichi zu einem

zustimmenden Entscheid zu motivieren. Ahntich sieht es beim Argument' wonach der can-

nabiskonsum aus gesundheitLicher sicht mit dem Atkoho|t- oder Tabakgenuss vergteichbar

sei, aus. Fast die Hattte atter stimmenden {48%) teitt diese Ansicht unter den Legatisie-

rungsbefürworterlnnen ist dieser AnteiL setbstredend höher (76olol Aber setbst 31 Prozent

derLegal'isierungsgegnerlnnenLiessensichvondiesemArgumentÜberzeugen,ohnedass
es sie jedoch dazu bewog, fÜr eine Straff reiheit des Cannabiskonsums zu votieren

VondengetestetenKontra-Argumentenverfehltenureines_dasjenige,wonachdieLeqa-
l.isierungvonHanfgegendasverbindticheVölkerrechtverstosse_eineMehrheitberden
Stimmenden.Diesl.agal'l.erdingsWenigerdaran'dassmandiesemArgumentkeinenGlau-
ben schenkte, sondern viel.mehr daran, dass eine beträchttiche Zaht der stimmenden (28olo

Prozent) keine Meinung dazu besass FÜr dieses knappe DritteI der Stimmenden n:l:t d't=

<Vötkerrechts-Argument> a|t|!er Voraussicht nach keine Entscheidrelevanz Dass uberle-

gungenzurVölkerrechtsverträgl'ichkeitinsEntscheidka[kütderresttichenStimmenden
einflossen, ist ebenfatl.s sehr unwahrscheinl.ich, denn das entsprechende Argument wurde

bei der Frage nach dem Stimmmotiv so gut wie nie genannt'

EinemuLtivariateRegressionsanalysea[[erArgumentelegtoffen.dassderRufnachei-
nemwirkungsvol[enJugendschutz.dernurdanngewährleistetsei,wennCannabisweder
straff rei gehandett nocfikonsumiert werden darf, das wirkungsvottste alterArgumente war'

Nicht'dassdiesesArgumenteineÜberwäl.tigendeUnterstÜtzungvonSeitenderBefragten
erfuhr: Nur eine knappe Mehrheit der Stimmenden (54olol pftichtete diesem Statement bei

und fast drei Viertet der LegaLisierungsbefürworterlnnen bestritten diese Aussage Aber:

wer diesem statement zustimmte, der Legte auch mrt hoher wahrscheintichkeit [in etwa

achtvonzehnFätten) einNeinindieUrne DasArgumenterzieltesomiteinesiarke'verhal.-

tensretevante Wirkung
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Tabell.e 5.4: Hanfinitiative * Anktang der Pro- und Kontra-Argumente bei den Stimmenden
in Prozent

lnsgesamt zeigt der Test, dass die Pro-Seite nicht notwendigerweise die weniger Überzeu-

genden Argumente hatte aLs die Initiativgegnerschaft, sondern, dass es ihr nicht geLang, die

Zweifet, wonach eine Strafbefreiung des Cannabiskonsums ein gefährtiches Signal fÜr die

Jugend sei, auszuräumen. Denn obwohI eine beträchtliche ZahI der Stimmenden die heutige

Verbotspraxis f ürwirkungsLos hätt, sind sie g[eichwohLder Ansicht, nur ein prohibitives Sys-

tem könne die Jugend vor Drogenmissbrauch schützen l21o/o der Stimmendenl. Von diesen

Stimmenden mit einer offenkundig ambivalenten Hattungra entschtossen sich letztlich mehr

ats dreiVierteL lT6"Ä]r, die bisherige - in ihren Augen, wie gesagt, wenig wirkungsvotte - Pra-

xis aufrechtzuerhaLten. Wie so oft bei Abstimmungen entschieden sich dre StimmbÜrgerln-

nen somit im ZweifetsfaLLe für den Status Quo.

]a Darunterverstehen wir eine [argumentative] Prädisposition, die grundsätzLich beide Entscheide zutiess.

Pro-Argumente Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weisg
nicht, k.A.

Konsis-
tenzr

<Das heutige Verbot von Konsum und
HandeI von Hanf ist wirkungstos und
kostspieLig.>

Stimmende 3B 10 54
Ja 75 19 6

Ne in 38 49 12

oDer Konsum von Hanfprodukten ist
nicht schädLicher aIs der legate und
gese[Lschafttich anerkannte Konsum
von AtkohoL und Tabak.>

Stimmende 48 45 7 60

Ja 76 20 4

Nei n 31 60 9

<Das Verbot des Konsums und Handels
mit Hanfprodukten verhindert effizi-
entere Massnahmen zur Kontro[[e des
HandeLs und des Jugendschutzes.>

Stimmende 45 43 12

Ja 57 37 7

Nei n co 47 14

Kontra-Argumente Einver-
standen

Nicht Ein-
verstanden

Weiss
nicht, k.A.

Konslg-
tenz.

<Die Jugend kann vor den negativen
Fotgen des Hanfkonsums nur geschützt

werden, wenn Hanf weder produziert, ge

handelt noch konsumiert werden darf.>

Stimmende 54 42 4 84

Ja 76 2

Nein 73 22 5

<Um den Drogenmissbrauch zu ver-
hindern, braucht es Repression, nicht
Straffreiheit.>

Stimmende 51+ 37 I B2

Ja 26 67 I
Nein 70 20 10

<Eine mögtiche Legatisierung von Hanf
würde gegen das für die Schweiz ver-
bindtiche Vötkerrecht verstossen.>>

Stimmende 31 41 28 82

Ja 15 57 28

Nein 40 31 29

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 52% atter Stimmenden pftichteten dem ersten Argument

bei, 38% [ehnten es ab und 1 0% konnten sich nicht entscheiden oder gaben keine Antwort.
n = Gesamtheit der materietI Stimmenden = 471 {gewichtet).

" VerhaLtenskonsistenz Iiegt dann vor, wenn mögtichst vieLe, die sich mit einem Pro-Argument

{resp. Kontra-Argumentl einverstanden erklären, auch tatsächtich ja {resp. neinl stimmen
o IPZlgfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmung vom 30. November 2008.
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M ETHODISCH ER STECKBRIEF

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft reatisierten Nachbe-

fragung. gfs.bern führie die Befragung innerhatb von 16 Tagen nach der Volksabstimmung

vom 30. November 2008 durch. Die Analyse wurde durch das lnstitut für Potitikwissenschaft

an der Universität Zürich IlPZ] vorgenommen.

Die Befragung wurde von 47 Befragerlnnen von zu Hause aus tetefonisch ausgeführt,

wobei gfs.bern ats Konirotlinstanz die MögLichkeit hatte, die Befragung extern und ohne

Vorankündigung zu beaufsichtigen. Die Stichprobenziehung erloLgte in einem dreistufigen

ZufaLlsverfahren, wobei auf der ersten Stufe [Sprachregionenl eine proportionale Schich-

tung vorgenommen wurde. Hierfür biLdeten die offizieLten Statistiken des Jahres 2000 die ' \,
Grundtage. Auf der zweiten Stufe IHaushattel erfotgte eine Zufa[[sauswahI aus dem e[ek-

tronischen, aktuatisierten Tetefonverzeichnis der Swisscom. Die AuswahL auf der dritten

Stufe (Personen aus dem jeweitigen Haushattl erfo[gte nach dem <Geburtstagprinzip>.

Die Stichprobe betrug '1001 Personen, davon stammten 70 Prozent der Befragten aus der

Deutschschweiz,24Prozent aus derWestschweiz und 6 Prozent aus der itatienischsprachi-

gen Schweiz. Mit Nichtteitnehmenden wurde nur ein TeiL des lnterviews durchgefÜhrt. Die

Verweigerungsquote belief sich auf B0 Prozent; d.h.20 Prozent der ursprüngl.ich gepLanten

lnterviews konnten durchgeführt und verwendet werden.

Die demographische Repräsentativität ist weitgehend gewährteistet.1s Die Abweichungen

bei den Attersktassen und dem Geschlecht betragen maxima[ 3,5 Prozent, was innerhalb

des Stichprobenfehters Liegt. Wie immer sind die an der Abstimmung Teitnehmenden über-

repräsentiert (+10o/o), jedoch bewegt sich die Abweichung von der realen Abstimmungsbetei-

Ligung im Rahmen frühererVOX-Analysen. Die in der Umfrage ermitteLten StimmenverhäLt-

nisse [iegen - mit einer Ausnahme - altesamt im Stichprobenfehterbereich lAbweichungen
Ja-StimmenanteiL in %: Hanfinitiative +0,4; AHV-lnitiative +3,2; Verbandsbeschwerderecht

-3,2; BetmG +3,7). Die Ausnahme betrifft die Unverjährbarkeitsinitiative, wetche in unserem

Sampf e zu IasI 64 Prozent angenommen wurde {tatsächticher Ja-Stimmenantei[: 5].9 Pro-

zentl. Das ist atterdings nicht überraschend, denn bei diesem Abstimmungsthema durfte

ein besonders starker Effekt der soziaten Erwünschtheit erwartet werden.

Wir haben, wie seit der VOX-AnaLyse Nr. 70 übtich, für die Durchführung bestimmter Be-

rechnungen Gewichtungsfaktoren für die Beteiligung resp. das Abstimmungsverhatten

verwendet. Gewichtet wurde dort, wo sich die Untersuchungsvariab[e jeweiLs auf Ja- und

Nein-Stimmende bzw. auf Teitnehmende und Nichtteil.nehmende bezog.

Die Grösse der Stichprobe (1001 Personen) ergibt bei erner reinen ZufallsauswahI und einer

VerteiLung der Prozentwerte von 50%:50% einen Stichprobenfeh[er von +/-3,1 Prozentpunk-

r5 Siehe hierzu: Longchamp, C. et aL.: Technischer Bericht zur VOX-AnaLyse vom 30. November 2008, gfs.

ten. Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, z.B. bei den ca- 570 Abstim-

rrrungsteitnehmerlnnen in dervortiegenden untersuchung auf +/-4'l Liegen die Prozentwer-

te weiter auseinander, so reduziert sich der Stichprobenfehler. Vorsicht bei der lnterpretation

von Daten rst atso dort geboten, wo die Subsamptes ktein sind und die Vertei[ung der Pro-

zentwerte zuqteich ausgegtichen ist. ln soLchen FäLlen können auf Grund des grösseren

Stichprobenfehters keine Aussagen über Mehrheitsverhättnisse gemacht werden.

Die Bestimmung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mitteLs

Chi-Quadrat. Dabei bedeutet * eine Signifikanz von unter 0.05, ** eine so[che von unter 0.0'l

und *** eine sotche unter 0.001. lm letzteren Fa[[ bedeutet dies, dass die Wahrscheintich-

keit, dass ein Zusammenhang zwischen zwei Variabten zufätlig entstanden ist, unter einem

PromitLe liegt und demnach der Zusammenhang a[s sehr hoch signifikant bezeichnet wer-
\ den kann. Al.[e Werte, die eine Signifikanz von über 0.05 haben, sind gemäss statistischer

Konvention als nicht signifikant anzusehen. Als Beziehungsmass fÜr bivariate Beziehungen

wurde der Koeffizient von Cramers V verwendet. Bei diesem Koeffizienten kann bei einem

Wert von 0 von keinem Zusammenhang und bei einem Wert von 1 von einem voLtständigen

Zusammenhang ausgegangen werden. Die Werte für unierschiedtiche bivariate Beziehun-

gen lassen sich aLLerdings nicht direkt vergleichen, da zu ihrer Berechnung auch die AnzahI

der MerkmaLskategorien beider Variablen und die FatlzahL verwendet werden.
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